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für Balle und den Saalkreis, die Kreiſe Merſeburg Buerfurk, Delikſch- Bikkerfeld,
wikkenberg Schweiniß, Torgau Tiebenwerda, Sangerhauſen Eckarksberga und die Mansfelder

Re Friedensverhandungen.

Auch Oeſterreich will die beſetzten Gebi9 nicht ine et
Wien, 21. Jamnar. Bei einer Beratung einer Abordnungder Arbeiterſchaft mit der Regierung im Abgeordneten

s erklärte der r v. Seidler, es ſei derehnlichſte Wunſch des Kaiſers, ſobald als möglich den Krieg
urch einen ehrenvollen Frieden zu beendigen. t nur

ein Sonderfrieden mit Rußland möglich, ſo falle Ver
antwortung dafür auf die Ententemächte, die all die
wiederholten Friedensangebote der Mittelmächte ausgeſchla
haben. Deſſenungeachtet hält die Regierung an dem
eines möglichſt baldigen allgemeinen Friedens feſt. Jnter
nationale BVereinbarungen über Abrüſtung und über
Schiedsgerichte bieten t nach ihrer Ueberzeugung die
geeignetſte Grundlage. Da keine territorialen Erwerbungen
auf Rußlands Koſten von der K. und K. Regierung angeſtrebt
werden, werden daran auch die edensverhandlungen nicht
ſcheitern. Der Berölkerung Polens wird es überlaſſenbleiben, durch Volksabſtimmung auf breiter Grundlage er

ſtaatliche Ordnung zu regeln, am beſten durch eine auf breiter

e Konſtituierende Verſammlung,deren Entſcheidung in voller Freiheit und ohne Beeinlrächti-
gung durch die Okkupationsbehörden 7 ſoll. Die Forde
rung der ruſſiſchen Regierung nach Räumung der beſetzten

Gebiete müßte b
ährd der militäriſchen Jntereſſen geräumt werden bnnen

ruſſiſchen h eca Kernne
Willen auf der an Sert
Fragen nicht ſcheitern werden.

Jn ngeren Ausführungen legte ſodann der Miniſter
Hoefer die Maßregeln dar, die die Regierung zur Verbeſſe
rung der Ernährungs verhältniſſe getroffen habe,
und teilte mit, die Regierung ſei fortgeſetzt mit allem Nach-
druck am Werke, durch Verhandlungen mit der ungariſchen
Regierung und den Verbündeten die Ernährungsverhältniſſe im
einverſtändlichen Zuſammenwirken zu verbefſern.

7

Dieſe Erklärungen der öſterreichiſchen Regierung für einen
baldigen Friedensſchluß haben größere Bedentung, als
es zunächſt ſcheinen möchte. Denn in Oeſterreich ſind in der
letzten Zeit große Veränderungen vor ſich gegangen, über die
jetzt noch nichts zu melden iſt. Jedenfalls iſt die öſterreichiſche
Regierung ſehr ſtark zum baldigen Verſtändigungsfrieden ent
ſchloſſen, mit dieſer Tatſache haben Oeſterreichs Bundesgenoſſen
zu rechnen. Eine Korreſpondenz ſchreibt darüber:

„Um den Frieden mit Rußland zu retten und ihn dauernd
zu geſtalten, dazu iſt hoffentlich die Veränderung in
Oeſterreich noch rechtzeitig genug gekommen. Wenn
die Mittelmächte ernſtlich, wie Graf Czernin erklärt hat, von
Rußland nichts wollen, dann wird Trotzki in BreſtLitowsk
einen Frieden ſchließen können, den er vor dem ruſſiſchen Volke
verantworten kann. Auf alle Fälle müſſen wir uns trotz aller
Hemmniſſe klar darüber werden, daß OeſterreichUngarn als
Faktor der weltpolitiſchen Rechnung jetzt anders zu Buche ſteht,
als noch vor einer Woche, daß OeſterreichUngarn nur noch als
Bundesgenoſſe einer ſehr ent ſchiedenen Friedens
politik, im Notfall eines aufgedrungenen weiteren Ver
teidigungskrieges in Betracht kommt, auf keinen Fall aber als
Mithelfer bei irgendwelchen etwaigen imperialiſtiſchen, offen
oder verſchleiert annektioniſtiſchen Plänen.“
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Deutſcher Heeresbericht.
Großes Hauptquartier, 22. Jannar 1918. (W. T. B.)

Weſtlicher n r eresgruppe Krenprin z Rupprecht. i vonrn war die Kampftätigkeit der Artillerien am Tage und zu
einzelnen Nachtſtunden lebhaft. Mit kleinen Abteilungen ver
ſuchte der Engländer an mehreren Stellen in Flandern in unſereKampfzone ehigudringen. An der übrigen Front iſt die Gefechts

tätigkeit mäßig 2 ingrnd Heexsnprinz u 9Heeresgruppen Deutſcher Kronp r rAlbrecht. Jn den Argonnen nördlich von Leſtießen toſce Kompagnien nach tagsüber anhaltender Ar
tilleriewirkung am Abend gegen unſere Stellungen vor.
wurden durch Feuer und im Rahkampf a en. Auf demöſtlichen er und in der Gegend von Flirey lebte das Ar

efeuer zeitweilig auf.
Oeſtlicher Kriegsſchauplas. Nichts Nenes.
An der mazedoniſchen und italieniſchen Front

iſt die Lage unver D
niſches Getreide für die Entente. Buenos Aires.

Kammer das A men der argenehe ne und England bezüglich des
Ankaufes von 2 Miſſionen Tonnen Getre

Das Mingen der zwei Gewolten.

Durch Auflöſung der Verfaſſunggebenden Verſammlung iſt
der innere Machtkampf in Rußland auf die klarſte Formel
gebracht. Die Regierung der Volkskommiſſare iſt eine ausge
ſprochen proletariſch-ſozialiſtiſche Regierung,
die allein ihre Macht ſtützt auf die über das ganze Land ver
breiteten Organiſationen der Arbeiter, Soldaten und
Bauern. Dieſe Arbeiter- und Soldaten-Räte, Sowjets ge
nannt, müſſen als Klaſſenorganiſfation des Proletariats ange-
ſprochen und gewertet werden. Die politiſchen, ſozialen und
wirtſchaftlichen Grundſätze ergeben ſich aus dieſer Klaſſen-
organiſation von ſelbſt: ſie ſind der proletariſch-inter-
nationale Sozialismus. Nach dieſem Prinzip haben
die Volkskommiſſare bisher die Regierung geführt. Es geſchah
das im Auftrage des Zentralausſchuſſes der Sowjets, bei dem
letzten Endes die Entſcheidung in allen Fragen ruhte.

Nun iſt die Verfaſſungsverſammlung ein anderer Fak-
t o r geworden, der neben und ſofort in der erſten Sitzung als
über den Sowjets ſtehend ſeine Arbeit begann. Die Ver-
faſſungsverſammlung hatte von vornherein einen ganz andern
Charakter. Sie war nicht gewählt, als die Entſcheidung ſchon
ſo ſtand: proletariſch-ſozialiſtiſche oder bürgerlich-demokra-
tiſche Regierung. Denn die Wahlen waren zum großen Teil
noch unter der Regierung Kerenſkis erfolgt, als eine ganz
andere Situation beſtand. Die Bolſchewiks ergriffen die Macht
erſt am 7. November und erſt nach Wochen wurde dem Volke

g ausgef denſollen. Da wäre kein Zweifel geweſen, daß ſich die Maſſe des
Volkes für die Bolſchewiſten Regierung erklärt haben würde,
denn es will den Frieden, will Brot, will Sozialismus.

Die rechtsſtehende Mehrheit der Verfaſſungsverſammlung
verſuchte ſofort in der erſten Sitzung, die Macht der Sowjets
auszuſchalten. Alle Errungenſchaften der großen proletari-
ſchen Revolution wurden nicht anerkannt, ſondern die Fragen
verſchoben und vertagt. Damit ſchien älles bisherige gefähr-
det, ſo daß der Zentralausſchuß der Sowjets den Beſchluß
faßte, die Verfaſſungsverſammlung aufzulöſen.

Damit iſt der Weg des Kampfes betreten. Die reak-
tionären Kräfte in der Verfaſſungsverſammlung ſchloſſen ſich
den rechtsſtehenden Sozialrevolutionären an, wodurch die
Mehrheit gegen die Sowjets überhaupt nur zuſtande kam.
Dieſe Elemente ſind aber nichts Einheitliches. Ein Teil von
ihnen will ebenſo ſo zigliſtiſche Regierung, der andere
Teil jedoch „Koalitionsregierung' mit dem Bürgertum, ein
dritter Teil iſt mehr nationaliſtiſch geſinnt und Gegner der
ſogialiſtiſche- internationalen Friedenspolitik der Bolſchewiſten.
Auf alle Fälle aber drängte die Mehrheit zu früheren Zu
ſtänden zurück, die etwa zur Zeit der Kerenſki Regierung
angebracht waren. So konzentrierten ſich nun alle Kräfte der
Regaktion um die Verfaſſungsverſammlung. Ob und wie
dieſe reaktionären Kräfte den Kampf aufnehmen wollen, wird
ſich zeigen. Die Sowjets haben überall im nördlichen Rußland
die Macht in den Händen und ſtützen ſich auf die Arbeiter, Sol
daten, Bauern. Dieſe Volksmacht wird nicht zu brechen ſein,
ſofern ſie an ihrer konſequenten Friedenspolitik und an der Ver
wirklichung des Sozialismus feſthält. Und das ſcheint ſie zu
wollen, wie die Begründung der Auflöſung beſagt. Dieſe Be
gründung iſt ein Dokument des Proletariats, wie es aus den
ruſſiſchen Geſellſchaftsverhältniſſen heransgewachſen iſt. Dieſe
ſpegiellen Formen des Machtkampfes gelten ausſchließlich für
Rußland und ſeine Verhältniſſe. Unter andern Verhältniſſen
und in andern Ländern würden ſie ſich anders abſpielen, je nach
den Vorbedingungen, der Geſellſchaftsentwicklung, der Reife
der und des Proletariats. Wir enthalten uns daher
zunächſt der Kritik der ruſſiſchen Vorgänge.

Die Zentralmacht der Sowjets muß nun zu der Frage
Stellung nehmen: Neuwahlen der Verfaſſungsverſammlung.
Ob und wann ſie Neuwahlen ausſchreiben wird, dürfte nicht ſo
ſchnell entſchieden werden. Wie ſich überhaupt die Dinge ge
ſtalten werden, iſt nicht vorauszuſehen. Die Sowjets ſind jeden
falls eine ſehr ſtarke Zentralmacht, die ſich auf die umfaſſendſterr
politiſchen Organiſationen des Landes ſtützen und daher in
vieler Beziehung als Ausdruck des Volkswillens
gelten können und müſſen. Halten ſie zu einer Politik, die der
ſichere Ausdrud der wirtſchaftlichen, ſozialen und politiſchen
Intereſſen dieſer Volksklaſſen ſind, ſo wird ſich ihre Macht als
zu Recht beſtehend durchſetzen.

Für die Friedensfindung würde die Aufrechterhal
8 der Macht der Sowjetregierung von großer Bedeutung
ſ
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Neuer nationaler Konvent
Bure. m. meldet aus Petersburg: Man hält

nlich, daß die Sovpjets und maximaliſtiſchenes fürMitglieder einer nennen Verfaſſunggebenden Verſamm-lung h Nationeler Konvent zuſammen

Der Machtkampf in Russland.
Der Sozialismus her Sowjets.

im e Rußland klar, es vie an enun e e Wahl en e r

Die Reaktion der Konſtituante.
tun. Bei den Debatten kam es zu aufregenden Auftritten. Ein
Mitglied der Verfaſſunggebenden Verſammlung ſchlug den
Revolver auf den ſozialiſtiſchen Führer Tſeretelli an, wurde
aber entwaffnet. Am Nachmittage kam es in anderen Gegen
den der Stadt ebenfalls zu heftigen und ernſten Auftritten.

Die Auſſöſungsverſügung.

Das amtliche Dekret, mit dem die Berfaſſunggebende Ber
ſammlung in Petersburg anfgelöſt worden iſt, hat folgenden
Wortlant:

Die ruſſiſche Revolution hat von ihrem Anfang an die Sow
jets der Arbeiter-, Soldaten- und Baunern- Ab-
geordneten als die Maſſenorganiſation aller arbei-
tenden ausgebeuteten Klaſſen, velche einzig fähig
iſt, den Kampf dieſer Klaſſen für ihre volle politiſche und wirt
ſchaftliche Befreiung zu führen, an die erſte Stelle geſtellt.
Jm Laufe der ganzen erſten Periode der ruſſiſchen Revolution
haben ſich die Sowjets vermehrt', ſind gewachſen und er
ſtarkt, indem ſie aus eigener Erfahrung die Jlluſionen
des Einverſtändniſſes mit der Bourgeviſie, die Falſchheit der
Formen des bourgeviſiſtiſchen (bürgerlichen) demokrati-
ſchen Parla mentarismus erlebten und praktiſch zu
dem Schluſſe kamen, daß die Befreinng der unterdrückten
Klaſſen ohne Bruch mit dieſen Formen und B.
nis unmöglich iſt. Als ſolch ein Bruch erſchien di oberper edergabe der ganzen Macht in die7 die
Sind der Se wie Tf t e tieanfgeſtellten Liſten gewählt wurde, war der Ausdruck des Ver
hältniſſes der alten politiſchen Kräfte, als die Einigungs-
vartei und die Kadetten die Gewalt inne hatten. Das
Volk konnte damals, als es für die Kandidaten der ſozialrevo
lutionären Partei ſtimmte, nicht zwiſchen den Soziglrevolutio
nären der Rechten, den Parteigängern der Bourgeviſie und der
Linken, den Parteigängern des Sozialismus wählen auf dieſe
Weiſe mußte die Verfaſſunggebende Verſammlung, welche als
die Krone der bürgerlichen parlamentariſchen Republik
erſchien, der Oktoberrevolution und der Sowjetsmacht in die
Quere kommen.

Nachdem die Oktoberrevolution den Sowjets und durch die
Sowjets den arbeitenden und ansgebeunteten
Klaſſen die Macht gab, rief ſie den Widerſtand der Aus
beuter hervor und zeigte ſich bei der Unterdrückung des Wider
ſtandes als der Anfang der ſozialiſtiſchen Revolu-
ti on. Die arbeitenden Klaſſen mußten ſich durch Erfahrung
davon überzeugen, daß ſich der alte bourgeoiſiſtiſche
Parlamentarismunsüberlebt hat, daß er gar nicht
vereinbar iſt mit der Aufgabe der Verwirklichung des
Sozialismus, daß nicht die allgmein-nationalen, ſondern
nur die Klaſſeneinrichtungen (wie die Sowjets) fähig
ſind, den Widerſtand der beſitzenden Klaſſen zu beſiegen und den
Grund zur ſozialiſtiſchen Geſellſchaft zu legen. Jede Abſage
vor der Vollſtändigkeit der Macht der Sowjets, vor der durch
das Volk eroberten Sowjetrepublik zugunſten des bourge
oiſiſtiſchen Parla mentarismus der Verfaſſung
gebenden Verſammlung würde jetzt ein Schritt zur ü ck und der
Vankerott der ganzen Oktoberrevolution der Arbeiter und
Vauern ſein. Die am 18. Jannar eröffnete Verfaſſunggebende
Verſammlung ergab, auf Grund der allen bekannten Umſtände,
die Mehrheit der Partei der rechts ſtehenden Sozial-
revolutionäre, der Partei der Kerenſki, Awkſentijew und
Tſchernow; es iſt klar, daß ſich dieſe Partei weigerte,
den vollkommen genauen, klaren, keine falſche Anslegungen zu
laſſenden Vorſchlag des höchſten Orgaus der Sowjetmacht, des
Zentralausſchuſſes der Sowjets, zur Beſprechung
anzunehmen und das Programm der Somjetmacht, die Dekla-
ration der Rechte des arbeitenden und ausgebeuteten
Volkes, die Oktoberrevolution und die Sowjet-
macht anzuerkennen. Dadnrch hat die Verfaſſunggebende Ver

ſammlung jede Verbindung zwiſchen ſich und der Sowjet
republik Rußlands ahbgebrochen. Der Weggang
der Fraktionen der Volſchewiki und linker
Sozialrevoluntionäre, welche zurzeit die größte Mehr
heit im Sowjet darſtellen und das Vertrauen der Arbeiter und
der Mehrheit der Bauern genießen, von der Verfaſſünggebenden
Verſammlung war unausbleiblich. (Lücke.) Die Partei der
Mehrheit der Verfaſſunggebenden Verſammlung, die rechten
Sozialrevolutionäre und Minimaliſten führen einen offenen
Kampf gegen die Sowjetmacht, indem ſie in ihren Organen zu
deren Stürzung aufrufen und objektiv betrachtet, hierdurch der
Widerſtand der Ansbenter gegen den Uebergang des Landes
rnd der Fabriken in die der Arbeitenden unter
wen. Es iſt klar, daß der ü Teil der Verfaſſung
gebenden Verſammlung auf Grund deſſen nur eine Rolle des
Verdeckens des Kampfes der bourgeviſiſtiſchen
zur Slürzung der Macht des Sowjets ſpielen kann. lb
verfügt das Zentralausführungskomitee, die Verfaßſung-
gebende Verſammlung aufzulbſen.
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Die Meldung der Regierung.
r Petersburger Regierung verbreitet folgenden Funk

Petersburg, 19. Januar. Geſtern, den 18. vwurde die Konſtituierende Verſammlung eröffnet. Die Ver
ſammlung hat Genoße Swerdlow eröffnet Zum Vorſitzenden
wurde Tſchernow Der Genoſſe Swerdlotw ſchlug im
Namen des zentralen re der Konſtituierenden
Verſammlung vor, die Macht der Räte und alle Delrete, die
vom Rate der Volkskommiſſare veröffentlicht wurden, bis zur
Klarſtellung der Beziehungen der Konſtituierenden Verſamm-
lung zur Regierung der Näte anzuerkennen. Die Mitglieder
der Konſtituierenden Verſammlung, und zwar die der bolſche
wiſtiſchen und der linken n Fraktion ver
ließen den Sitzungsſaal m Tage der Eröffnung der Kon-ſtiturerenden V erſammkung fanden Kundgebungen ſtatt. Die
Soldaten, Arbeiter und Marrofen haben an den Kundgebungen
nicht teilgenommen Jn Petersburg wurde ein Marinerevo
lutionsausfchuß gebildet. Die Ordnung in der Stadt wird
durch Matroſen und die Soldaten der Roten Garde aufrecht
erhalten.

Führer der politiſ hen Abteilung: Ryſchkow.
Die Verfaf Fungsverfammlung erkannte die Sowjets

nicht an!
Petersburg, 21. Januar. P. T. A. Die beträchtliche

Mehrheit des arbritenden Rußlands die Arbeiter, Bauern undSedan ſtellien an die Verfaſſnnggebende Verſam: lung die

Anfforderung, die Errungenſchaften der Oktoberrevoluntion an-
zuerkennen, und zwar: die Erläſſe der Bauern- und Soldaten-
räte über den Grund und Boden, über die Kontrolle der Arbeit
und vor allem die Anutvrität der Sowjets der Arbeiter, Vauern
und Soldaten anzuerkennen. Der Hauptausſchuß der Sowjets,
der den Willen der beträchtlichen Mehrheit der arbeitenden
Klaſſen Rußlands ausführt, forderte die Verſaſſunggebende
Verſammlung auf, dieſen Willen anzuerkennen Die Mehrheit
der Verfaſſunggebenden Verſammlung wies in Nebereinſtim-
mung mit den Anſprüchen des Bürgertnms dieſen Antrag
zurück.

Die Schüſſe, ein Werk der Spigtzel.
Vetersburg. 20. Januar. Die Sowjets erlaſſen folgen

den W an die Bevölkerung von Petersburg:
Die Feinde des Volkes verbreiten das Gerücht, daß revolutio-näre Arbe eiter und Soldaten am 17. Januar auf die Teilnehmer

einer friedlichen Kundgebung der Arbeiter Schüſſe abgegeben
haben Dies geſchieht, um Unruhe und Unordnung in
die Reihen der arbeitenden Maſſen zu tragen und um die
revolntionären Führer anzugreifen. Es iſt ſchon feſtgeſtellt wor-
den, daß Spitzel auf die Matroſen, Soldaten und Arbeiter
geſchoſſen haben, die die Ordnung in der Stadt ſichern. Der
Hauptvollzugsausſchuß hat eine energiſche Unterſuchung
eingeleitet. Die Schuldigen werden von den revolutio-
nären Gerichten abgenrteilt werden. Genaue Feſtſtellungen
werden ſohald wie möglich veröffentlicht werden. Der Haupt
vollzugsausſchuß fordert die Bevölkerung auf, den Gerüchten
kleinen Glauben zu ſchenken und ruhig zu bleiben. Die revolu-
tionäre Ordnung wird von Matroſen, Arbeitern und Soldaten
geſichert. Der Hauptvollzugsausſchuß.

Purifchkewitſch, der Organiſator der Schwarzen Hundert. Der
rühere Miniſter Puriſchkewitſch iſt zu vier Jahreng wangsarbeit verurteilt worden. Wenn er ſich jedoch am
Ende eines Jahres einverſtanden erklärt, ſich jeder Tät itigkeit
gegen die Bolſchewiki zu enthalten, ſoll ihm der Reſt der Strafe
erlaſſen werden.

Die Angültigkeitserklärung der Staats

leihenimmer näher Der Rat der Volkebeauftragten hat
Januar den Entwurf eines Srlaſſes über die Richtigerttäeneg aller äußeren und inneren ruſſiſchen Staatsanleihen

rom 14. Dezember an angenommen; der zemberkupon der
genannten Anleihen wird nicht bezahlt werden. Ebenſo
werden die Staatsgarantien für Unternehmungen und Ein-
richtungen Aller Art, die von der alten Regierung gewährt wor
den ſind, für nichtig erklärt. Inhaber innerer Anleihen in
kleineren Beträgen, d. h. von weniger als 10 000 Rubel, werden
ine lebenslängliche Rente in der Höhe der bisher bezogenen
der erhalten. Die Sparkaſſen werden von dem Erlſaß nicht
berührt.

Der Erlaß iſt noch nicht in Kraf geſetzt, ſondern muß erſt den
Sowjets vorgelegt werden.

Kämpfe zwiſchen unenen und Ruſſen.

Von der ruſſiſchen Grenze. 21. Jannar. Jn der Moldanſind die erſten Zuſammenſtößze zwiſchen ruſſiſchen und rumä-
niſchen Truppen erfolgt. Die Lage der Ruſſen erſcheint un
günſtig, da ſie ſich in Gefahr vefinden, völlig eingekreiſt und
don ihren Verbindungen abgeſchnitten zu werden. üUmveit
Jaſſy ſoll nach den in Petersburg vorliegenden Meldungen
ein Kampf zwiſchen Ruſſen und Rumänen im Gange fein.
Beide Parteien ziehen Verſtärkungen beran. Von Kieſchinew
aus ſind eine ruſſiſche J: ifanteriebrigade und ein Artillerie-
Legiwent im Aer gegen Jaſſp. Hrylenko hat den
dixekten Oberbefehl über die in der Moldau kämpfenden mar
maliſtiſchen Truppen übernvmmen. Die volſchewiſtiſchen Ver
hände an der rumäniſchen Front verlaſſen in großen Scharen
hre Stellut ingen und verſurchen, ſich nach Rußland durchzu-
ſchlagen. Dabei kommt es zu blutigen Kämpfen mitt münifchen Sicherungstruppen.

England.
Ungeheuerliche Vertenerung. Labour Gazelte meldet: Die

Kleinverka ufspreiſe der hanvpiſüchlichſten Lebens-
mi ttel haben ſich während des Krieges mehr als ver-
doppelt. Die ehemalige Kaufkraft eines Pfundes (20Schininge) kommt jetzt der gleich, die früher zwei Schil-
ling hatten. Die Koſten des Lebensunterhaltes 8 einer Ar
briterfamilie haben während des Krieges um 855 Prozent
zugenomm en Es iſt ausgeſchloſſen daß die Lohnerhöhun-
gen in gleichem Maße geſtiegen ſind. Die Lebenshaltung der
Arbeiter hat der Krieg überall herabgedrückt.

Einführung eine s fleiſchloſen Tages.
London, 20. Januar. Für London werden demnächſtNahrungsmittelkarten eingeſührt. Die zunächſt für die Ver

teilung von Butter und Margarine vom 5. Februar ab in
Kraft tretenden Karten ſind ſo eingerichtet, daß daraufhin drei
weitere Artikel rationiert werden können. Für den Kleinver-
kauf von Fiſchen ſollen vom 23. Januar ab Höchſtvreiſe cinge
führt werden Die Einführung eines leiſchloſenTages in der Woche ſteht bevor. Merkwürdig iſt, daß ſchon
ſeit vielen Monaten gemeldet wird, die Einführung der Ratio
nerung „ſtehe bevor und immer war es Jrre führung

London, 21. Januar. Die Lebensmittelknavpheit hat am16. Januar in Mancheſter bemerkenswerte Kundgebungen
rvorgerufen. Um 10 Uhr vo legten ſämtliche Ariter und Arbeiterinnen e c Munitionsfabriken

im Openahaw und Arbeit nieder undmarſchierteg um Rathaus, um nen wangsrationie
rn I Antr gleichmäßi e Verte der Lebensmittel i
alle ſchaftsflaſſen c einemſtreit Flergende t onen umf Veranſte

wurde vonne n e ahneneSonnabend, morgens, beſchtoſſen. ſe

Die Neutralen unter r r
Chriſtignia, W. Janugr. etnene, am 1. Februar ſo in Kraft h amerikant

Bunkerbedingnunen. Danach wird r z
Schiffsraum unter die Kontrolle der ame
Behörden der Alliierten geſtellt. Die h
ſich verpflichten, keine Verbindung mit den Munterhalten, keine Untertanen der Hiltemadt.

ſowie nur Waren, die von den amerikaniſchen
e

voraus gutgeheißen ſind, und ihre Kapitäne und ff
gen auf Verlangen der amerikaniſchen en zu en en.
Kein Segelſchiff darf nach der Gefahrenzone gehen.Tidenstegn begei chnet dieſe Beſtimmungen als wel r
als die engliſchen. Sie ſtellen eine ernſte Warnun
ſir jeden Schi iffsverkehr mit Amerika unmöglich machten, falls
nicht eine Verſtändigung mit Amerika erzielt würde.

Die Verſenkungen im Dezember.
Berlin, 21. Jannar. Durch kriegeriſche n der

Mittelmächte ſind im Monat Dezember insgeſammt
702 000 B. R.-T. des für unſere Feinde Handels
ſchiffsraumes vernichtet worden. mit er 7 ſich die bis
herigen Erfolge des nneingeſchränkten U- anf8 958 000 Bruttv-Regiſter-Tonnen. Der her iral
ſtabes der Marine.

Die Verſenkungsziffer iſt gegenüber dem November faſt um
100 000 Tonnen Schiffsraum höher, wie die Verſenkungs zahlen
in der folgenden Tabelle (zweite Reihe) beweiſen. Die Tabelle
ſoll jedoch veranſchaulichen, wie hoch der Prozentſatz der
Verſenkungen von dem geſamten r tſt, erin den Srerrgebieten für die Entente fährt. Die Ziffern der
erſten Rerhe geben die ſen Srhiffsraum (ungefähr) an; ſie ſindaufgefaßt als ein Drittel des auf England, Frankreich und
Jtalien fahrenden Geſamtſchifſsraumes. Die letzte Ziffern-
reibe ibt den Prozentſatz an, den die jeweiligen monatlichen
Verſenkungen vom (fahrenden) Geſamtſchiffsraum rechnungs-
näßig ausmachen.
Monat Fahrend. Schiffsraum Verſenk. Anteil
1917 im Sperrgebiet: Ziffer t. Proz.

Februar 5 217 900 781 500 9,5März 8 125 000 885 000 10,9April 7 600 t 091 000 13,7Mai 7817 000 869 000 111Juni 7 667 000 1 016 000 13,3Juli 7 508 000 811 000 105Auguſt 7 367 000 808 000 10,9
September 7 200 000 672 000 9,3
Oklober 7 055 000 674 000 9,5November 6900 000 607 000 8,8Dezember 6 733 000 702 000 10,4

Nochmals das Elſaß.
„Befragung der Bevölkernng“.

Der franzöſiſche Regierun gsſozialiſt und ehemalige Minier
Albert Thomas hatte auf ſeiner Reiſe nach England im
Darly Chronicle einen Artikel veröffentlicht, in dem er ebenſo
wie in verſchiedenen Geſprächen reichlich ſozialpatriotiſche Ge
dankengänge zum Ausdruck brachte und ſie als die Meinung
der Partei hinſtellte. Dieſe Auslaſſungen haben in der fran
zöſiſchen Partei eine ſtarke Bewegung hervorgerufen und viele

roteſte ausgelöſt. Der Vorſtand der Seineföderation hat eine
tie Reſolution nen er d und andere Organe r

torganiſation S m rdie nene gen len älier n un fich
gegen Albert Sdomgs und beſonders gegen die von ihm ge

prochenen Worte über ElſaßLothringen, die folgendermaßen
gel autet hatten:

Das Plebiszit,“ ſagte der ehemalige Miniſter, „würde ſopiel bedeuten, wie die Annullierung der Proteſte gegen die
Erklärung der Rechtsaültigkeit des Frankfurter Vertrages,
wie die Strafloserklärung der Akte von 1871, wie die An
erkennung. daß die Völker nicht das Selbſtbeſtimmungsrecht
haben. Das Plebiszit iſt alſo unznläſſig.

Der Jrrtum der engliſchen Arbeiter iſt durch die Tatſache
verurſacht worden, daß die franzöſiſchen Sozialiſten nicht ein
Plebiszit, aber eine Befragung unter dem Schutze der Liga
der Nationen und nach der Wiedereinverleibung Elſaß-
Lothringens in Frankreich verlangten, eine Befragung, die
nicht das Recht in Frage ſtellen und nur die Wiedereinver-
leit. ing beſtätigen würde.

Die franzöſiſchen Sozialiſten verlangen uls weſentlicheFriedensbedingung die Rückkehr der zwei Provinzen zu Frank

reich.
Dieſe Worte Albert Thomas veranlaßten die Minderheits-

organiſation, ihm aufs ſcbärfſte das Recht zu beſtreiten, im
Namen der Partei zu reden und dagegen zu vroteſtieren, das
er den Geſichtspunkt der fransöſiſchen Sozialiſten in der ekſaß-
lothringiſchen Frage fälſſche. Das Komitee erinnert daran,
daß der Kongreß zu Vordeaux der Antwort auf den holländiſch
kandinaviſchen Fragebogen zugeſtimmt habe, in der es u. a.

heigt:
„Die Sozialiſten wollen, daß der Geſamtheit der nationalen

Probleme das Prinzip hinzugefügt werde, e von der
franzöſiſchen Revolution aufgeſtellt und von der ruſſiſchen
Revolution zum Leben erweckt werde, das Prinzip des
Rechts der Völker, frei über ſich ſelbſt zu be

ſtimmen.
Aus dieſen Gründen verlangen ſie von Frankreich,

dem Frankreich der Demokratie und der Freiheit, dem groß
mütigen und ſeines Rechtes ſicheren Frankreich, ſeine Zu
ſtimmung zu einer neuen Befragung der elſaß-
lothringiſchen Bevölkerung zu geben.“

Das Komitree erwartet, daß der nächſte Kongreß A. Thomas
formell desavouieren werde und es fordert alle Föderationen
auf, ſich ſeinem Proteſt anzuſchließzen. Die Reſolutionen wer
den auch den engliſchen Arbeitern zugeſandt werden. Jn der
nächften Zeit ſoll in Lyon eine Konferenz aller Elemente der
franzöſiſchen Parteiminderheit tagen. Das Datum iſt noch nicht
bekanntgegeben.

Ententeſozialiſten m allgemeinen Frieden.

Nach einer Meldung über Lugano erklärte der Führer der
italieniſchen offiziellen Sozialiſten Turati auf der Wratg-
ſchen Konferenz: Es habe ein Einverſtändnis n
zialiſten Englands, Frankreichs, der undAtaliens dahin erzielt werden können, daß ein einſames
Vorgehen der Sozialiſten gegen ihrer Regierungen in der Friedensfrage zuſtande gekommen ſei. Die Konfere der alli

Sozialiſten ſei ſo qut wie ficher. Auf ihr werde Mög
unterſucht werden, in welcher r ſich eine Uebereinſtimmmmg
zwiſchen dem Programm Wilſons und den in Vreſt-

C der Mittelr ar r vß e er J a ſo wi n r a

ine eng e
Sozialiſten
laſſen, um ihret r e Seinbeſt Zim do 1

ziglikenkongreß zu der AutenvotitiClemencegus Stellung zu hen
Generalſtreiksdrohung engliſcher Gewerkſchafter

Die ſog Berner Tagwarht meldet aus London: Der
IIar von England und Schottland hat an die

ein Ultimatum geſtellt, in chem erdem h Generalſtreik dro m falls die Behörden
le Monats rigen eine allgemeine Friedens-Die hürgerliche Preſſe iſt über dieſe

re dadurch tàme die gang Kriegsmaſchine

es würde die ganze Fabrikation von Schif-
und Flug azrugen lahmgelegt werden.a ch Sir Anuckland Geddes von Verräterei und

r glemget induſtrie mit dem Fluche der ganzen Nation
den noch wirkungsvolleren Mitraillenſen.

Preußiſche Kriegszieldebatte.

Preuſtiſches Abgeordnetenhans.
1t2. Sitzung Montag, den 21. Januar, vorm. 11 Uhr.

Erſte Leſung des Etats. Zweiter Tog.
Abg. v. Trampfchnſki (Pole): Wir proteſtieren dae u auch der diesjährige Etat wieder Mittel „zum Schutze

chtums“ anfordert, die in Wahrheit der Bekämpfung
ms dienen. Für jeden denkenden Menſchen iſt nicht

Hauptfrage, ob dieſer Krieg nun noch drei oder vier Monate
e dauert, ſondern daß er nicht zu neuen Kriegen führt.S er darf, nichn mit einem Machtfrieden enden; wir

ſtehen auf dem Boden des Verſtändigungsfriedens.Zunächſt machte die Breſter Verhandlung einen verheißungs-
nfang, aber die erſten Hoffnungen wurden durch das

weitere
Verhalten der Mittelmächte zuſchanden,

die zwar theoretiſch das Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker an-
erkennen, aber nicht international löſen wollen. Dieſer Stand-
punkt iſt völlig falſch. Zu einer innerſtaatlichen r prn
gehört Vertrauen, und wo ſollen wir das Vertrauen bei unnehmen? Sehr richtig! b. d. Polen.) Sollten wir an die ün
parteilichkeit eines Schiedsgerichts glauben, zu dem etwa Herr
v. Heydebrandt oder Frhr. v. Zedlitz gehören? Wir würden nur

einem internationalen Schiedsgericht Vertrauen
eben können. Das deutſche Volk ſollte dieſen Vorſchlag nicht

ablehnen. Die Prediger des nationalen Haſſes werden auch in
Zukunft die maßgebenden Herren Deutſchlands ſein, denn wenn
nicht etwas beſonderes geſchieht. dürfte ihnen die Sabotage der
er ſchon gelingen! Wir heben den Fehdehand-
ſchuh, 75 uns die Konfervativen und Nationalliberalen hin-
werfen, auf und fühlen in dieſem Kampfe die Mehrheit des deut-ſchen Volkes hinter uns! (Lebh. Beifall b. d. Polen.)

Miniſter des Jnnern Dr. Drews:
Meinem Gefühl von Ehre und Würde eines Staates wider

ſpricht es grundſätzlich, wenn von einem Staat verlangt wird,
daß er die Regelung ſeiner inneren Verhältniſſe dem Spruche,
einer außenſtehenden Macht unterbreiten ſoll. Preußen iſt ein
einheitlicher Stagat, dieſe Einheitlichkeit aufzuheben, iſt für uns
vollkommen indiskutabel. Wir müſſen nach wie vor unbedingt
an der Aufrechterhaltung des Schutzes des Deutſchtums feſt
zalten. Mit Staatsangebörigen, die mit dem Gedanken der
Lostrennung vom preußiſchen Staate ſpielen, können wir nichtzuſammenarbeiten. Jn der Hand der polniſchen Bevölkerung
tat iiegt es, welche Luft in Zukunft in der Oſtmark wehen ſoll.

Abg. Dr. Hoeſſch (Konſ.): Die polniſche Forderung, daß einnternatiönaler Gerichtshof über innerpreuß ziſche Dinge mit-

reden ſoll, weiſen wir zurück. Da wir Sie ger ſfind, können
wir au ar auftreten.Abg. Frenbel (Volksp.) Unſere Unterhändler in Breſt
Litowſk bedürfen der guten Ratſchläge des Herrn Hoeſch nicht.

Abg. Haeniſch (Soz.)
Die geplante weitere Erhöhung der Eiſenbahntarife lehnen

wir ab. Die jetzige Erhshung der Perſonentarife ſind in ganz
ungeſetzlicher Weiſe zuſtandegekommen. Sie durften ohne Be
fragung des Parlaments nicht erfolgen. (Sehr wahrl) Wir
bedauern, daß ſich auch in dieſem Etat wieder die Kampfpoſi-
tionen gegen die Polen und Dänen finden. Wir fordern eine
Verſöhnungspolitik. Der Gedanke einer polniſchen Autonomie
erſcheint allerdings auch un s undenkbar, nicht nur im IntereſſePreußens, ſondern auch der Polen ſelbſt. Die polniſche Auto-
nomie iſt ein Traum und nicht einmal ein ſchöner. Die Ver-
bote von Wahlrechtsverſammlungen müſſen aufhören. Es liegt
in ihnen ein Ventil, um Exploſionen zu verhindern, die der Re
gierung am wenigften erwünſcht ſein können. Zur Frage der
Kriegsziele: de d m de Das plumpe Dazwiſchenfahren der
alldeutſchen Preſſe iſt im dentfchnationalen Intereſſe auf das
lebhafteſte gu bedauern. Wir wünſchen, daß auf dem Wege
beiderſeitigen Entgegenkommens, ſowohl Rußland wie Deutſch-
lands, ſobald wie möglich ein ehrlicher Verſtändigungsfrieden
mit Rußland zuſtandekommt. Nach dem Sturz des eroberungs-
füchtigen Zarismus beſteht irgendein unüberbrückbarer Gegen
ſatz zwiſchen dem de tſchen und ruffiſchen Volke nicht mehr.
Sehr wahr! b. d. Soz.) Deutſchland kann ohne die Erzeug-
niſſe der ruſſif n Landwirtſchaft nicht auskommen und Ruß-
land iſt auf die Induſtrie Dentſchlands angewieſen. Dem ruſſiſchen Volke in ſeinen ſchweren wirtſchaftlichen Nöten und ſeinem
furchibaren Ringen nach neuen Formen rufe ich von dieſerSielle einen vergtihe en Gruß über die Grenzen und den Ausdruck

unſerer lebhafteſten Symrathien zu. (Bravo! b. d. Soz.) Wir
treten für eine ſtaatliche Nnabbängigkeit der Randvölker ein.
Man ſagt, wir dürfen uns ausſchließlich von deutſchem Jntereſſe
vei den Friedensverhandlungen leiten laſſen. Richtig verſtanden
ſtimmen wirdem zu, aber wir ſeben die wirkliche Wahrung deutſcher Jntere en nicht in einer Vergewaltigung fremder
Völker, fondern in einer weitausſchauenden Verſöhnungspolitik.
Daß wir dabei auch deutſche Jntereſſen wahren, iſtſelbſtverſtändlich, denn wir ſind die Vertreter deutſcher Ar-
beiter. (Abg. Hoffmann Ehemals international!?) Wir
haben ſtets betont, daß ein Jnternationalismus nur denkbar iſt
auf der Grundlage nationaler Parteien. (Sehr wahr! b. d.
Soz.) Wir ſind Vertreter deutſcher Arbeiter ohne jeden Chauvi-
nismus, ohne eine Spur von nationaler Ueberheblichkeit. (Ahag.
Hoffmann: Wir ſollen Menſchen ſeinl!) Gewiß, aber nicht
Menſchen im leeren Raum. ſondern deutſche Menſchen,
Menſchen auf deutſcher Erde, die ans deutſcher Kultur
die beſte Kraft haben. Das deutſche Volk kann nur einem
Frieden zuſtimmen. der ſeine territoriale NUnverſehrtheit, ſeine
politiſche und wirtſchaftliche Entwicklungsfreiheit garantiert.
Darum exiſtiert für die deutſche Sozialdemokratie keine el ſaß
lothringitſche Frage. (Abg. Hoffmann: Hört, bört!)ElſaßLothringen iſt f er deutſches Land geweſen und wirb
dentſch bleiben trotz des Aba. Hoffmann. Mit dem Begriff
des Selbſtbeſtimmungsrecht s kann man prakktiſch-
politiſch nicht allzuviel anfangen. Die Unabhängigen mögen
einmal leſen, wie deſvpektierlich ſich Marx und Enagels in der
Rbeiniſchen Zeitung ber das Selbſtbeſtimmungsrecht geäußert
haben. Dieſer Begriff entſpricht vielmehr den Gedankengängen
zur Deit der großen frenzöſiſchen Revolution als der Auffaſſung
des modernen wiſſenſchaftlichen Sozialismus. Wenn Herr
r auf ſolch leeren Vegriffen herumreitet, ſo macht er mehrden Eindruck eines krgerlichen Jdeologen als eines marriſti-
ſchen Sozialiſten. Wir ſchwanfen nicht haltlos hin und ber,
aber wir haben das ungeheure Erlebnis des Krieges in der Tat
zum Anlaß genommen, um unſere bisherige Erkenntnis

v zu fundamentieren.
Wer St die Welt läuft und die Augen vor allen

W dogmatiſch, aber nicht wiſſen
lſo wir lehnen jede Verer e eher r ab. Das beſagt natürlich nicht,

es ganz genau tieibt, wie es vor dem Kriege war.
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tenuch auf demwie früher. Edenſowenig de r

Ströbel- Hört, hört
our im Rſo e u res von 1814

lilerale Partei ebenſo in den Sumpf wie Heydebrand die kon
ſervative. Dr. Lohmann ſagte im Ausſchuß, man könnte das
gleiche Wahlrecht annehmen, wenn man w e.
daß die Arbeiter der Nichtung Haeniſch folgen, aber nicht der

Richtung Ad. Hoffmann.
Wir wollen das Wahſrecht nicht als Belohnung ſondern fordernes als Recht. Cine Prämie für den, der den Unabbaängi en die

meiſten Anhänger zuführt, könnte Dr. Lohmann en.
Jeder Monat der Verſch(eppung leitet ganze Ströme dieMühlen der Nnabhängigen. Wer gegen Zas Wahlrecht au

Täuſchen Siererſündiat ſich am deutſchen Vaterlande.
ſich nicht über

die änßerſt erbitterte Stimmung der deutſchen Arbeiter
Wenn es infolge Jhees VPerhaltens zu ſchweren innerlichen
Kriſe n kommt, trifft die Schuld daran allein Sie. Wollen
Sie die Verantwortung übernehmen, daß es eiwa im Früh
jahr, zurzeit von Entſcheidungskämpfen im Weſten,
in den verſchiedenſten wichtigen Jnduſtrien r Arbeitseinſtellungen und beſonders in der Munitionsindu-

ſtrie zu Zuſtänden kommt wie in Berlin
im letzten April? Jch wünſche das nicht, aber meine Pflicht
als Volksvertreter und

als deutſcher Patriot
iſt es, Sie zu warnen. Ich ſpreche aber auch die Zuverſicht aus,
daß trotz Jhrer Tätigkeit ſich die großen geſchichtlichen Not
wendigkeiten auch in Preußen durchſetzen und das Bülowſche
Wort zur Wahrheit werden wird: Preußen in Deutſchland
voran, Deutſchland in der Welt voran! (Beifall b. d. Soz.)

Abg. Herold (Zentr.): Die Kampfgeſetze gegen die Polen
bekämpfen wir nach wie vor, wenden uns aber gegen die Zu
mutung, daß die Verhältniſſe der Polen einem internationalen
Gerichtshof unterſtellt ſind. Das Ausland hat in preußiſche
Angelegenheiten nicht hineinzureden.

Abg. Kloppenburg (Däne): Die zu Beginn des Krieges
gegebenen Zuſagen auf gleichmäßige Behandlung aller Vokks-
teile ſind nicht eingehalten worden. Wir boffen, daß das in
Vreſt-Litowſk anerkannte Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker
nun anch in die Praxis umgeſetzt wird.

Abg. Dr. Seyda iPole): Mit der heutigen Erklärung des
er ers des Jnnern kann ſich kein Pole einverſtanden er

ren.
Damit ſchließt die Beſprechung, der Etat geht an den Aus-

ſchuß.
Sehluß: 6 Uhr.

Der zweite Alt der Wahlrechtsverſchleppung.

Aus dem Preußiſchen Abgeordnetenhauſe wird
der Parteipreſſe geſchrieben

Die Generalbeſprechung über die Wahlrechtsvorlagen iſt nun
glücklich zu Ende gegangen. Dafür hat die wahlrechtsfeindliche
Mehrheit der Kommiſſion jetzt zu einem neuen Mittel gegriffen,
von dem ſie ſich eine noch wirkſamere Verſchleppung und Sabo-
tierung einer wirklichen Wahlreform verſpricht: ſie hat be
ſchloſſen, zunächſt in die Beratung der Herren-
hausvorlage einzutreten! Dann erſt, wenn man das
Herrenhaus in ein uneinnehmbares Bollwerk der Regktion und
ein erdrückendes Gegengewicht gegen das Abgeordnetenhaus um
gewandelt hat, will man gnädigſt ſehen, was ſich mit der Wahl
rechtsvorlage für das Abgeordnetenhaus anfangen läßt.

Für die Stärkung des Herrenhauſes der zweiten Kammer
gegenüber ſind ja, von Freiſinnigen, Polen und Sogialdemo
kraten abgeſehen, alle Parteien. Von einem National-
liberalen ging ſchon vorher der ſofort freudig begrüßte und
jetzt akzeptierte Vorſchlag aus, erſt einmal die Herrenhaus-
vorlage zu beraten, um zu fehen, welche Garantien ſich gegen
ein radikaliſiertes Abgeordnetenhaus ſchaffen ließen. Und ein
Zentrumsredner legte ſich gleichfalls für eine reaktionäre
Verankerung der preußiſchen Politik durch ein verſtärktes
Herrenhaus ins Zeug. Den beiden konſervativen Par-
teien aber iſt die Vorwegnahme der Herrenhausvorlage nicht
nur des Zeitgewinns wegen willkommen, ſondern auch wegen
der erneut ausgeſprochenen Abſicht, aus den Verhandlungen
über die Herrenhausvorlage Material für ein berufs-
ſtän diſche s Wahlrecht zu gewinnen, das man dann auch auf
das Abgeordnetenhaus übertragen zu können hofft.
Kicht ohne Grund rechnen die Herren Heydebrand und Zedlitz
dabei mit einem Sukkurs ans den Reihen der Nationalliberalen
und womöglich auch des Zentrums Sie kennen ia ihre Pappen-
heimer und wiſſen, daß die nationalliberalen Schlokbarone und
die Zentrumsagrarier ſchließlich zu ſedem reaktionären Streiche
zu haben ſind, wenn der Wind in den allerhöchſten Regionen
und die allgemeine politiſche Lage ihnen nur einigermaßen
günſtig iſt. Von der politiſchen Energieder Volks
maſſen baben unſre Junkerja die denkbar geringſte

Meinung wagte doch wieder einer von ihnen die Stimmung
für die Wablreform ein „künſtliches Treibhaus-
pflänzchen“ zu nennen, das geknickt werden würde, wenn
nur erſt die lorbeergekrönten Krieger aus dem Felde heim-
kehrten. Ein Nationalliberaler aus der Schwerinduſtrie ſtimmte
unſern Junkern völlig zu.

Wie ſchlecht es zurzeit um die Ausſichten einer wirklichen
Wahlreform ſteht, ergab ſich deurlicher noch als aus der erneuten
Ablehnung des gleichen Wahlrechts durch Konſervative, Frei-
konſervative und Nationalliberale aus der höchſt zweifel
haften Haltung des Zentrums, eines iſolier-
ten Links Nationalliberalen und felbſt deswackeren Freiſinns. Daß das Zentrum die Reform
des Abgeordnetenhauſes durch Stärkung des reaktionären
Herrenhauſes un wirkſam machen will, erwähnten wir ſchon.
Aber der betreffende Zentrumsredner ſchlug noch andere Mittel
ror, um diefer Reform jede praktiſche Bedeutung zu nehmen.
So regte er an die der zeitigeſchreiendungerechte,
das Agrariertum unerhört begünſtigendeWahlkreiseinteilung dadurch für ale Zeit feſt
zulegen, daß ſie durch Beſſchluß einer einfachen
Mehrheit nicht verändert werden könntel! Ferner
wollte dieſer Zentrumsmann und es handelte ſich nicht um
einen einflußloſen Außenſeiter, ſondern um einen Mann, der
zweifellos das Sprachrohr der gewaltigen Zentrumsmehrheit
kiſdet künftige Entſcheidungen über Fragen der Kirche und
Schule an eine qualifizierte Mehrheit gebunden haben.
Das heißt: zieht die Linke, die Vertretung der Arbeiterſchaft,
infolge eines erweiterten Wahlrechts wirklich in größerer Zaht
in das Abgeordnetenhaus ein, ſo ſoll ſie wenigen gerade in
den wichtigſten Fragen von vornherein zur hunmacht verdammt ſein. Denn ſelbſt wenn ſie eine parla
mentariſche Mehrheit für ihre Abſichten zuſtandebrächte, ſoll ſie
damit noch lange keine bindenden Veſchlüſſe faſſen können! So
entpuppte ſich wen jetzt das Zentrum als Verfechter des
demokratiſchen „Prinzivs:Ein nicht minder klaffiſcher Verfechter des gleichen Wahl
rechts war der Nationallfbergle, der als weißer Rabe für die
Hegferungsvorlage eintrat für eine „öſung guf dem Boden
und im Rahmen des Entwurfs Alſo war der Mann ohne

für das gleiche Wahlrecht? er
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hält ja die ſonderbarſten Dinge

r e So warpolitiker ſehr
kannte Freiſin die in der letzten Sitzung den Vorſchlag gemacht hatte. die polni Vertretung durch aus
nahms weiſe Anwendung des
Gebiete künſtlich zu ſchwä
dem Vizepräſidenten des tsminiſterinms Dr. Friedber
als durchaus diskutabel bezeichnet wurde. s vo
niſche Kommiſſionsmitglied nagelte dieſe e Freiſinns-
tat denn auch e feſt. Der dem betr. Freiſinnigen gendete Beifa Ken ervarivmn und Nationalliberalen be

ge ſchon genug. Die Ehrenmitgliedſchaftdes Oſt
markenvereins ſei ihm ja nun wohl ſicher.

Gegen Schluß der Sitzung unternahm der Führer der
Konſervativen in höchſteigener Perſon noch einen Ausfall
gegen Herrn Dr. Friedberg. Die Haltung der Regierung bei
der Debatte befriedige ihn gar nicht. Die Miniſter, inſonder
heit Herr Friedberg ſelbſt, ſeien viel zu zugeknöpft. Gar zu gern

zes für die polniſchen
en, ein Vorſchlag, der von

bätie er erfahren, welches Wunder den ehemal Gegner
des gleichen Wahlrechts Herrn Dr. Friedberg im mdrehen
in einen ſo warmen Verteidiger verwandelt habe. kurz,
durch welche himmliſche Erſcheinung der Saunlus zum Paulus

orden ſet. Daß ſich Herr Dr. Friedberg auf das Verſprechen
r Krone berufe, reiche doch nicht aus, denn ein Miniſter

ſei doch ſchließlich kein Bureaubeamter, kein Kanz-
liſt, ohne eigene Meinung mechaniſch ein ihm
übertragenes Geſchäft ausführe.

Der ſo boshaft attackierte Vizepräſident des Staatsmini-
ſteriums geriet zwar in z mige Erregung zog ſich aber durch
einige einem Nationalliberalen ja ſo glatt von den Lippen
fließende Lohalitätsbetenerungen ganz gewandt aus der Affäre.
Er habe den ihm vom König angebotenen Miniſterpoſten trotz
anfänglichen ſtarken Widerſtrebens aus politiſchem Pflicht
gefühl angenommen. Denn er habe es trotz aller Bedenken für
eine vatriotiſche Pflicht gehalten, dem Monarchen gerade in der
Zeit einer ſchweren Kriſe nach beſten Kräften zu dienen. Er
bedauere, nicht alle Fragen des konſervativen Redners beant-
wortet zu haben. Aber er geſtatte ſich eine Gegenfrage: Wenn
die Regierung alle Fragen der Konſervativen zu deren Befriedi-
gung beantwortet hätte würden dann vielleicht die Konſer
rativen für das gleiche Wahlrecht eingetreten ſein

Für den Augenblick hatte Herr Dr. Friedberg die Lacher auf
ſeiner Seite. Aber wer die Mehrheit der Kommiſſion
auf feiner Seite hat, bewies eine balbe Stunde ſpäter der Be
ſchluß, zuerſt die Herrenhausvorlage zu beraten

Das Junker ſpiel geht, alſo weiter. Das pren-
ßiſche Volk darf zuſchauen, wie mit ſeinem Recht Spott getrieben
wird!

Politiſche Ueberſicht.
Die Kriegsgewinne.

Berkin, 21. Januar. Der Untercusſchuß des Hauplaus-
ſchuſſes des Reichstages beſchäftigte ſich Montag mit der
Erfaſſung der Kriegsgewinne. Unterſtagtsſekretär Dr. Gjoep-
pert ſtellte feſt, daß Uebereinſtimmung darin beſtehe, die Hriegs-
ewinne möglichſt für das Reich in Anſpruch zu nehmen.
teber das Maß und den Weg zum Ziele beſtänden noch Mei-

nungsverſchiedenheiten. Auf Antrag des Zentrums wurde be-chloſſen, dem Hauptausſchuſſe vorguſchlagen, die Kriegsgewinne

charf zu erfaſſen.

Mehr und mehr zu den Anabhängigen.
Die Erkenntnis von der wahren Stimm ungder Ar-

beiterſchaft dämmert den bürgerlichen Parteien immer
mehr trotz allen Lärms, den die Regierungen veran
ftalten, um ihre Schwäcbe zu verbergen. In der Wahfrechks
kommiſſion des Preußiſchen Abgeordnetenhauſes rief am Don
nerstag deshalb ein Nationalliberaler bereits nach dem Aus
nahmerecht:

Es habe jetzt den Anſchein, daß die ſozialdempkratiſche Ar
beiterſchaft mehr und mehr zu den Unabhängigen abſchwenke.
Da müſſe das gleiche Wahlrecht bedenklich erſcheinen.

Den Regierungsſozialiſten wollen die Nationalliberalen
gnädigſt das gleiche Wahlrecht zugeſtehen, weil ſie von ihnen
nichts für ihre Herrſſast fürchten. Anders gegenüber der Un
ahhängigen Sozialdemokratie. Für ſie, die Partei des klaſen-
bewußten Proleto o. a wie vor das Ausnahmerecht. Dieſe
Stimmung des Bürgertums iſt die Wirkung des Wachſens der
Nnnabhängigen Partei. Die Furcht des Bürgertums iſt das
Zeichen unſerer Stärke.

Kleine politiſche Nachrichten.
Burgfriedenswahl. Reutlingen, 21. Januar. Vel der

heutigen Reichstagserſatzwabl für den bisherigen Abgeordneten
v. Payer baben von 16 878 Wahlberechtigten 4408 ihre Stimme
für den Volksparteikandidaten Landtagsabgeordneten Scheef
cibgegeben. Ein Gegenkandidat war nicht aufgeſtellt.

Aus der Provinz.
Die Förderung des Kleinwohnungsbaues

läßt ſich der Beirat für den Städtebau lebhaft ange
legen ſein. Unter dem Vorſitze des Oberbürgermeiſters Koch
aus Kaſſel hielt der Ausſchuß für Kleinwohnungsbau in Ber-
lin ſeine erſte Sitzung ab. Außer den Mitgliedern des Bei-
rats waren noch andere Sachverſtändige und Kenner des
Kleinwohnungsweſens zugezogen. Es wurde zunächſt der
Entwurf einer Sonderbauordnung für Kleinhäuſer, der im
Miniſterium aufgeſtellt iſt, durchberaten, wobei eine Anzahl
nicht unweſentlicher Zuſätze und Verbeſſerungen im Sinne der
Erleichterung des Kleinhausbaus angeregt und beſchloſſen
wurde. Aber auch der Kleinwohnung im Großhauſe will der
Ausſchuß ſeine Fürſorge zuwenden und beabſichtigt deshalb,
hierfür beſondere Vorſchläge auszuarbeiten und dem Miniſter
zu unterbreiten. Ebenſo hat er beſchloſſen, für die Herſtellung
ron Notbauten während der Uebergangszeit nach dem Kriege
wieder andere, dieſe beſonders erleichternde und verbilligende
Beſtimmungen vorzuſchlagen. die von einem Unterausſchuß
vorbereitet und in der nächſten Sitzung durchberaten werden
ſollen. Sehr anregend geſtaltete ſich auch die eingehende Er-
örterung über die Bildung von Typen oder Einheitsformen
für Grundriſſe und Bauteile der Kleinwohnungen. Es wurde
beſchloſſen, die vom GroßBerliner Verein für Kleinwohnungs-
weſen in dieſer Hinſicht angeſtellten Unterſuchungen und Vor-
arbeiten zu fördern und fortzuführen.

Satendis. Eine Mitgliederverſammkung der
Sozial demokratiſchen Partei tagte am vorigen
Sonntag. Wie der Vorſitzende bekanngab, haben ſich wiederum
ſechs Mitglieder in die Partei aufnehmen laſſen. Hierauf er-
örterte Gen. Sämiſch in ſeinem politiſchen Mongats-
be richt in 34ſtündiger Rede die politiſche Lage. Er beleuch-
tete kritiſch die Friedensverhandlungen und gab ſeiner Meinung
dahin Ausdruck, daß es nur an Deutſchland läge. den Ver
handlungen einen guten Abſchluß zu verſchaffen. Es wäre
wünſchenswert und im Intereſſe eires allgernrinen Friedens

W

a Unterhändler ſich dem wirklichenSe der Völler anſchließen würden. Neber
die Wahlrechtsverhandlungen zeigte Redner, wie ernſt es die
Konſervativen mit der Botſchaft des Kaiſers nehmen. Mit
einem Appell an die Verſammelten, mit allen Kräften für die
U. S. P. zu wirfken, ſchloß er ſeine Ausführungen

Aus dem vom en. erſtatteten Kaſſenberichte
ging hervor, daß ſich die finanzieſe Lage des Diſtriktes be
deutend verbeſſert habe. Der Markenumſatz hat ſich gegen das
vorige Quartal um 70 Prozent erhöht. Jm letzten Quartal
konnten 21 Mitglieder der Partei zugeführt werden. Die Mit
gliederzahl betrug 559 (408 männl., 151 weibl.). Beim Militär
befinden ſich 288 Mitglieder, welche in obiger Zahl inbegriffen
ſind. An die Hauptkaſſe konnten 686,18 Mk. abgeführt werden.
Darunter befanden ſich 104,60 Mk. für die U. S. P., 145,81 Mk.
von der Kalenderagitatien und 180 Mk. zurückgezahlter Vor-
r. Die Diſtriktskaſſe verfügt, nachdem alle Verbindlich-
eiten erledigt find, noch über 82,70 Mk. Es iſt zu wünſchen,

daß dieſe günſtige Lage des Diſtrikts für die Dauer des Krieges
weiter anhält.

Eisleben. Drei junge Burſchen, Karnabl, Moſiek
und Müller waren in der Nacht von 22. zum 28. November v. J.
bei dem Bäckermeiſter Sericke eingeſtiegen und haben Eßwaren
und vor allem Geld durch Erbrechen von Behältniſſen geſtohlen.
Moſiek beſaß noch die wusgeſuchte Frechheit, zwei große Kot

ufen zu hinterlaſſen Die erſten beiden hatten auch verſucht,
ei der Bäckersfran Günther einzubrechen, wurden aber ver

ſcheucht. Der Staats.nwalt beantragte gegen jeden ſechs Mo
nate Gefängnis da die erſten beiden als Müßiggänger durch
Diebſtähle ihr Durchkommen friſten. Das Gericht aber ver
urteilte Karnabl und Moſiek z3 ernem Jahr und Müller
zu zehn Monaten Gefängnis.

Stedten. Teilweiſe unter Waſſer geſetzt wurde
der den A. Riebeckſchen Montanwerken, A.-G., gehörige Tage
ban der Grube Waltershoffnung infolge eines in der
Nähe niedergegangenen Unwetters. Die mit Gewalt herbei-
ſtrömenden Fluten des Weidabaches unterſpülten den Schutz
damm und ergoſſen ſich in den Tagebau. Mit den Sümpfungs-
arbeiten iſt ſofort begonnen worden, ſo daß in wenigen Tagen
die Förderung wieder aufgenommen werden kann.

Delitzſch. Petroleumzuteilung. Der Landrat gibt
nehmlich Geſchlachtetes und Kleidungsſtücke im Geſamt-
werte von 700 Mark ſind Spitzbuben in die Hände gefallen,
Momat Januar noch je ein halbes Liter Petroleum
zugeteilt, das gegen Abgabe einer gelben Zuſatzkarte bei jeder
Verkanfsſtelle im Kreiſe abgeholt werden kann. So
reit Vertaufsſtellen auf dem Lande nicht mehr ansreichende
Vorräte an Petroleum beſitzen, empfiehlt ſich ein gemeinſamer
Bezug aus der nächſtgelegenen Stadt-Verkaufszsſtelle.

Lebensmittoldiebſtähle. Lebensmittel, vor-
nehmlichnehmlich Geſchlachtetes und Kleidungsſtücke im Ge
ſamtwerte von 700 Mark ſind Spitzbuben in die Hände gefallen,
die in der Nacht vom Mittwoch zum Donnerstag beim Spediteur
Lüddecke in der Eifenbahnſtraße einbrachen. Die Täter konn-
ten bisher nicht ermittelt werden. Beim Stellmachermeiſter
Leubner auf dem Gerberplan, der in der Räucherkammer das
Geſchlachtete verſchiedener Kunden zum Räuchern hängen hatte,
iſt ebenfalls eingebrochen worden. Die Diebe nahmen das
fertig Geräucherte im Werte von 3000 Mark mit, das friſch
Geſchlachtete ließen ſie liegen. Mehrere Familien büßen damit
ihren ganzen Vorrat ein.

Liebenwerda. Unglück oder Verbrechen Am
Sonnabend vor acht Tagen wurde auf dem Bahngleiſe der
Falkenberg--Kohlfurter Eiſenbahn, in unmittelbarer Nähe
unſerer Stadt, die bis zur Unkenntlichkeit zermalmte Leiche
einer männlichen Perſon in den 60er Jahren frühmorgens
aufgefunden und nach einigen als unbekannt beſtattrt.
re einen Zufall hat ſich nunmehr herausgeſtellt, daß es ſich
um die Leiche des Privatmanns Hr d aus Lieben-
werda handelt, der in geordneten Verhältniſſen lebte. Da
Höhne ohne jedweden Familienanhang in eigener Behauſung
in einer belebten Straße wohnte, ſo war 7 Verſchwinden
unbemerkt geblieben. Es iſt nicht anzunehmen, daß Höhne
den Tod geſucht hat, ſchwer aber wird ſich feſtſtellen laſſen, ob
ein Ungkücksfall oder ein Verbrechen vorliegt. Die
Fundſtelle ſchließt beinghe einen Unfall aus. Auch das Vor-
finden einer nur nach Pfennigen zählenden Barſchaft bei dem
Toten ſtellt die Annahme, daß er ſich etwa auf einer Fuß-
wanderung auf dem Bahngleiſe zu entfernt wohnenden Ver
wandten befunden hat, ſtark in Zweifel.

Elſterwerda. Ein bedauerlicher Unglücksfall er-
eignete ſich am Sonnabend abend in einer hieſigen Maſchinen
fabrik. die mit Heereslieferungen beſchäftigt iſt. Beim Einbeben
einer Granate in die Drehbank kam ein 19jähriger, aus Oſt-
preußen ſtammender Arbeiter mit dem rechten Arm dem Räder-
werk zu nahe, ſo daß ihm der Unterarm abgequetſcht wurde.

Ortrand. Bei der Arbeit verunglückt. Jn dem
hieſigen Wattenwerke von E. Naumann verunglückte der
jzugendliche Arbeiter Kurt Kloß. Er war in eine Maſchine ge
lommen und erlitt ſchwere Verletzungen am Arm und Kopf.

Jena. Mit Unterſtützung der Karl-Zeiß-Stif-
tung erfolgte hier die Bründung einer Großherzogl. Sächſi-
fchen Optrkerſchule, deren Lehrgang ſich auf zwei Halb-
jahre erſtrecken ſoll.

Allerlei.
Sittlichkeitsrettung in Baden.

Vor einigen Monaten wurde mitgeteilt, daß in Karlsruhe
beſondere Unterſtände für Männer und Franen eingerichtet
ſeien, in die ſie ſich bei Fliegerangriffen flüchten könnten, weil
es ſich als untunlich erwieſen habe, die Geſchlechter in ſolchen
Stunden der Gefahr beiſammen zu laſſen. Nun wird eine Maß-
regel der badiſchen Eiſenbahnverwaltung bekannt, wonach „im
Hinblick auf die mancherlei Mißſtände und die in der Oeffent-
lichkeit lautgewordenen Klagen mit ſofortiger Wirkung ange
ordnet wird, daß Arbeiler und Arbeiterinnen in den Zügen un
bedingt getrennt zu befördern ſind“. Werden auch getrennte
Straßenbahnwagen eingerichtet? Bei dem Gedränge wäre das
jedenfalls nach den amtlichen badiſchen Sittlichkeitsbegriffen
wohl auch nötig?

Die Opfer des Zugunglücks. Saarbrücken, 19. Januar.
Die Aufräumungsarbeiten an der Eiſenbahn Unfallſtelle bei
Kirn haben ergeden, daß die Zahl der Opfer glücklicherweiſe
nicht ſo groß iſt, wie urſprünglich befürchtet wurde. Es ſind
23 Leichen geborgen, darunter 11 Soldaten. Vermißt werden
bis jetzt noch zwei Perſonen. Ferner ſind 19 Schwer und 10
Leichtverletzte in dem Lazarett in Kreugnach in Behandlung.

Peſtpanik in China. Der Temps meldet aus Peking: Die
Regierung wird von ſachverſtändigen Aerzten wegen Fahr-
läſſigkeit in der Bekämpfung der Peſt ringe ſcharf
angegriffen. Die Peſt breitet ſich ſchnell aus. Ver
ſchiedene Aergte wurden bei Ausübung des Berufes im Peſt
gebiet von der Menge überfallen und ſchwer mißhandelt.

Verancwortkich für DPolitik, Parteinachrichten, Sewertkſchafttiches uno Aferlei
Hennig: Fenilleton, Halle und Saadkreis und Aus der Provin) Karl Voc;

Imgeigen bein Herr Berlag: Volkgdlatt G. m. b. S. Druc: Halleſche
Goſen daftebebdenitterei e. G. i. d. S., ſöntlich im Halle.

Untliche Wetteranſage.
Mitgeteilt von der Weiterdienſtſtelle Jlmenanu.

Mittwoch den 29. Januar: Keine Pitterungsänderimng.
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Kundenliſten eingereicht haben, werden aufgefordert, die Teig-
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Waren und die A
25. de vie e annagar 1918. Die m ſäck Tholuckſtr. 9. Lu Kyndanh indler ſind ve von ihren mit e e an an 4 v C 9 9 83 r Ruckf 3 E, G. Linener, Fernſpr. 4928. in der Rolle als Angeklagte.

forgenden Perſonen anzugeben. zur Verden periodiſch noch in guten Stoffen, t uHalle, den 22. Jannar 1918. Der Magiſtrat. wiederkehrenderStädtiſche Freibent. Veranſtaltungen en Belagerungszuſtand
Morgen, Mittwoch, fällt der Verkauf aus. der geſeligen, politiſchen und 4Der Wagiſtrat. wirtſchaft Vereine im Ver- noch in Zenſur und 6chutheft

vor dem Reithstage.
Die Reichshekleidungsſtelle hat mit Bekanntmachung von Erſcheint jeden Dienstag und
19. Jannar angeordnet, daß die Gaſtwirtſchaften, in 7 e Jahresbeitrag 5 Mark
das Tiſch engverbot nicht genau durchgeführt wird, ihr zu jede Zeile.
nennen ſind. Die Wäſchebeſtände dieſer Betriebe werden dann Haiig Gaalo) J Drei Reichstagsredenſofort euteionet werden von Wilhelm Dittmann.ir bringen dies zur Henntnis und fügen hinzu, daß eine 7 i vregelmäßige Begnfſichtigung der Gaſtwirtſchaften zu dieſem ArbeiterSünger-Cher Nach e Von

weck veranlaßt iſt. ach auswär g. v.HKalle, den 21. Januar 1018. Der Magiſtrat. Fs den 25. Januar pünkt Riesenauswani Zu beziehen durch die
Polizei Vero wFrr abds. 9Uhr, im Volkspark: 8We en e e e e e h Wolls Buthgam ungIuf f. Grund de 5, 6, 15 des igeiver b uw W vom 11. Rar 1850 und der Fs 143, 144 des Geſetzes frauen- I. aecenchel. X. UVlriekstr. 36. zu re S x Falle, Karz 42/44.

über die Allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 wird j lerfur de n Stadtkreis Halle mit Ausnahme der Gebiete der ehe Du 3 Uhr im von Voltsbuchhandlung, ö n T h ama ligen n Sepieinden n re ter Zuſtimmung ingeſtunde r Hauteroeumn Halle, Harz I gng l ler Art

es Gemeindevorſtan olgendes veror empe8 t Reſte und Abfälle von Fleiſch. Fiſch, Brot und Back Turnverein „fiehte wie im 1921 Volksbuchhandlung,

ſind, ſoweit fie nicht zur 3 hrung oder nachweis taudteſtraße.lich zur e verwendet werden, in allen Haus e und Offeriere ca.

ſammeln u d an die vom h auf d m z MittGVru adſtii beſtimmte Sammelſtelle u en. ür e woch., aD archft her ung dieſer Beſtimmung La et Haushaltungs e n 37 Reich fetthaltig u. angenehm Verband der Schneider l. Sehneiderinnen unlen, d Fru erwaren, Kartoffeln, Kartoffelſcha e üſen und Früchten Tyrnſtunden: Turnhalle Ober Vriecdenmn. i achrichten.
haltungen und Geſchäftsftellen getrennt von ſonſtigem Müll zu Freitag, abend 5909 T uhen.

r Gebrauch.e eeeeeeeernts See ln Wäschetabriken, Filiale Halle a. d. S.8 1 bezeichneten Nahrungsmittelreſte beſondere Be Turnerinnen Abteilung Mitt wangar a. vW oder Haus ev re Grundſtücks r u her kr zu S e b Beltebatr wer Wanne ne Aea Am Sonntag verſchied ganz unerwartet unfer langfährige

ieſe Behälter dürfen nur um Sammeln ſanmml liedneten Rahtungentelreſe benutzt werden. Die Verpflichtung nghend den 26. Januar, rege twenes Bintt ftf
t Anſſelung des Sehaliers alt ſort dern der h aber S Uhr, im Gewer ſchaſt verm. 9 12, nachm. 3 Franz net man wegen
eigentümer nachweiſt ämtliche im a etalverſammiun iederver bl. Ra Beerdigung Mittwoch nachmittags 3 Uhr von der Kapellerungsmittelreſte aus ſeinem Grund bereits auf andere baus: Se Wied Läufer erh, Kbl. Babatt. des Nord riebhoſes och
Weiſe der Viehfütterung zugeführt werden.
s 3. Die zem e 1 und 2 e h telreſtedürfen nur zur Verfütterung an Vie rwen

Dieſe Vorſchriften finden ſinngemäße Anwendung auf
öffenkliche und private MärkkeZnwiderhandinn werden mit Geldſtrafe bis zun Mia k nd im ünvermdgens jene mit entſprechender Haft ge

8509t.atte Dieſe Verordnung trüt am 15. März 1915 in Kraft. piuno an Torſtraße 40,

Hakle den März i eirerreltug Nire h.

Um zahreiche Beteiligung erſucht Der Vorstand

Ferner verſtarben hier und im Felde die Kollegen

Max Hannemfilier, Otto Grossse,
Paul Bittner, Hugo Gantz.
ir werden den verſtorbenen Koll des Ane Tee r er
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Nr. 18. o 29. Jahrgang. Beilage zum Volksblatt. Halle (Sackle), 22. Jannar 1918.

Die Jenſur.
Die Kritik im Reichstags Ausſchuß.

Aus dem Reichstage wird uns berichtet:
Von Donnerstag bis Sonnabend beſ ſich der m

ausſchuß wieder einmal mit den „Mißgriffen der Zenſur.
iſt für die Geduld der e it bis hinzu den Abhängigen, daß trod der von allen Seiten als unertrlich bezeichneten Zuſtande außer unſerem Genoſſen Ha aſe

teiner die völlige Aufhebung des r x rderte, ſondern nur die „Auswüchſe“ beſeitigt ſehen el
Als ob dieſe nicht die unvermeidlichen Folgen des Syſtem s
wären, das dem Gutdünken einer hom Reichstag kontrollier
baren Behörde die endgültige Entſcheidung iſt denn
die Beſchwerden, die gegen die Maßnahmen der Generalkom
mandos beim preuß. Kriegsminiſterium erhoben werden können,
heißt, wie im Ausſchuß geſagt wurde, den Teufel bei Bee b
verklagen. Deshalb konnten es ſich der Kriegsminiſter und ſein
Getreuer, General von Wrisberg, ſehr leicht machen und ver
ſichern, daß ſie nach beſtem und Gewiſſen vorgehen, ob
wohl eine Fülle von Material vorgebracht wurde, das die
Freunde eines Verſtändigungsfriedens alle Schärfen des Be
lagerungszuſtandes zu ſpüren bekommen, während die Vater
landspartei und die andern Alldeutſchen die vollſte Bewegungs-
freiheit beſitzen, auch innerhalb des Heeres.

Die Abgeordneten Got hein und Ebert brachten gan
Bündel von Akten Arm Vorſchein, aus denen hervor welMaße von Auswuchſen ſich bei den Abgeordneten enhaufen und

das iſt doch nur ein kleiner Teil aller der Tag für Tag h abſpielenden großen und kleinen Tragödien. Genoſſe Haaſe legte
dar: Die Verbote von Verſammlungen und Feltn n, hie
Unterdrückung von Artikeln, die Androhun 8 wirtſchaft
lichen Ruins ſür diejenigen Verlage, die dec hin und wieder
einmal ein freieres Wort wagen, alles das geſchieht nach den
Verſicherungen des Kriegsminiſters nur, um das Vaterland
vor dem Untergang zu ſchützen. So haben die Zenſoren ſchon
vor Jahrhunderten ihr Vorgehen begründet, und das Rad der
Weltgeſchichte iſt trotz ihrer Bremsverſuche weitergerollt, über
ſie hinweg. Ja, die Reibungswidecſtände, die die Reaktion dem
Fortſchritt entgegenſtellt, ſorgen nur da daß der Unwille
icber dieſe Zuſtände um ſo mehr wächſt. Freilich, wenn der Ab
geordnete Heine dieſe Entrüſtung zwar mit tönenden Worten
ſchilderte und als berechtigt erklärte, dann aber in demſelben
Atem es als kurzſichtig und lächerlich bezeichnete, daß ſich dieſe
Entrüſtung etwa öffentlich Luft machen will, dann können ſich
die amtlichen Vertreter dieſes Syſtems die Deklaämationen
ruhig anhören, und wenn Heine auch immer wieder, wie er
meinte, „ſiedeſackgrob“ wird, das ändert nichts, und ſolcher
Redeſtrom beunruhigt und beläſtigt auch die Zenſoren nicht.
Solange die „Entrüſteten“ troß alledem getreu hinter dem
Wagen der Regierung herlaufen, mag ſie ihnen auch noch ſoviel
Hinderniſſe auf den Weg ſtreuen, ſolange bleibt eben alles
beim alten, anch wenn man, wie Ebert „mit einem bitteren
Gefühl an dieſe Frage herantrat, in der der Reichstag eine ſo
klägliche ſpielt Dieſe Kläglichkeit iſt eben das Werk
derer mit, Fie es ſoweit kommen ließen.

Wie die Vertreter der Regierung denken, dafür legte das
Diktum des Generals v. Wrisberg bei all ſeiner Kürze beredtes
Zeugnis ab; er ſprach das geflügelte Wort aus: es gebe nur
zweierlei Möglichkeiten „Entweder die Verſammlungen wer
den al le erlaubt oder nur teilweiſe.“, Die ſtürmiſche
Heiterkeit des Ausſchuſſes machte ihn nicht einmal ſtutzig, denn
daß es auch die Möglichkeit gibt, daß al le Verſammlungen
erlaubt werden, das liegt wohl außerhalb des Syſtems.

Eine wuchtige Anklage waren die Ausführungen Haaſes,
die nicht allein bedeutungsvolles Material vorbrochten, ſondern

32 z m wie es d S 27 m iſt d hzeitigen. In dem rig des Reichskanzlers an die Zenſur
ſtellen wird ein Grundſatz ausgeſprochen, für den Haaſe 47
Jahren eingetreten iſt: „Perſönliche Beleidigungen und An
griffe durch FZenſurmaßnahmen zu unterdrücken, iſt nicht Auf
gobe der Zenſurbehörde.“ Wäre dieſer Grundſatz in Geltung
geweſen, ſo hätte der Vorwärts nickt verboten werden können,
denn das Verbot erfolgte wegen eines Angriffs gegen den
Schwerinduſtriellen Körting. der ſich für den rückſichtsloſen
Unterſeeboot-Krieg einſetzte und gleichzeitig Hauptlieferant von
Unterſeebooten iſt. Dieſes Verbot war ja das Mittel, um unter
Benutzung der Zenſurbehörde den Vorwärts in andere Hände
hinſberzuſvielen und ihn den Berliner Arbeitern zu entreißen.

Eine Eingabe des Vorſtandes der Nnabhängigen Sozial
demokratie an die Zenſurbehörde mit Beſchwerden über zahl

mee
7 Der Sonnenwirt.

Roman von Hermann Kurg.
„neber das,“ fuhr der Müller fort, „iſt das Wägele in Schuß

kommen, das Kühle hat's nicht mehr verheben können. und wer
weiß, wie's gangen wär', da kommt auf einmal der Frieder des
Wegs daher, ſieht den Unſtern und ſpringt bei, er iſt ſchier kaum
fechgehn Fahr alt geweſen. Anhalten hat er das Wägele auch
nicht mehr kfönnen, aber 'rum hat er's ſamt dem Kühle geriſſen,
ſo daß das Rad am Mäuerle aufgefahren iſt und am Vorſprung
feſtgeſeſſen. Kuh und Wagen und Leut', keinem hat's was ge
tan, aber den Frieder hat's mit der Stirn an die Mauer hin
geſchlenkert, daß man ihm hätt' mit einer Latern' in Kopf
hineinzünden können.“

„Ja, ich weiß wohl noch, wie man mir den gottloſen Buben
halbtot ins Haus bracht hat,“ ſagte der r lag

Die Türe ging auf, und Friedrich erſchien mit den FlaſchenDer Miler, der ſich entweder ſehen laſſen, oder auch vielleicht
tas Geſpräch noch länger fortſesen wollte, rief: „Was, das
i alles? Gleich wieder in Kelſer! Der ganz Tiſch muß voll
gepfropft fein. Kann dir nicht helfen, Friederle, heut muß ich
dir müde Füß' machen.“
9 „O, ich tu's ja gern,“ rief Friedrich und eilte wieder in den

eller.
„Jch hab' oft zu mir geſagt,“ hob der Müller wieder an, „aus

dem Buben kann noch was werden. S g„Jm guten oder im böſen,“ erwiderte der Sonnenwirt. Je
hab's a ſchon gedacht, d er nichts P ne
einiger Zeit aber hat er ſich ganz auf die eine Seit geneigt.Ihr wiſſets ja ſener wie er mir Verdruß und Bekümmernis
macht.“

„Darin will ich ihm den Kopf nicht heben,“ ſagte der junge
Müller, indem er ſeine Braut zärtlich anſah. „Beſſer iſt ſſer,
das weiß ich. Aber wenn die Sach' eben einmal ſoweit iſt, wie
bei dem Frieder ich ſag's ganz unmaßgeblich, Herr „Sonnen-
wirt, ich red' bloß von mir wenn ich n Sohn hätt', und er
r in ſolchen Schuhen und wollt' eben um Gottes oder s

eufels willen ſeinem Schatz Wort halten und ſein Kind vor
Elend bewahren ich weiß nicht, was ich tät, aber ſo viel müßt
ich mir doch immer ſagen das Kind, das iſt dein Enkel.

„Unſer Herrgott wird davor ſein, daß dir ſo was zuſtoßt,
ſagte die dicke Frau, welche die Sprecherin machte, mit ſcharf-
bekonter Mißbilligung. „Hätt'ſt wenigſtens gleich dazu ſagen
ſollen Unbeſchrien! An einem Tag, wie der heutig', mußt
kein ſo Ding reden.

Der Bräutigam wurde gewahr, daß er einen großen Bock ge
ſchoſſen. Er wandte ſich zu ſeiner Braut, welche blutrot ge
worden war, und flüſterte ihr nnausgeſetzt gute Worte zu, ohneh

i i ä en. egei7 n an dem Geſ n 7 e en en

r

„brauch' mir in meinem Haus nichts
bin ich Herr. t

h wurhg dahtn daß die Beſchwerden
ft erden, u nach fünf iſt aber dieſenicht

ſervotive A dnete v. chwertemen i er zu
ben, das h iſt ri ß— Haaſe rte aus

r ch mit vollſter rfe gegen Una ige Partei. Ale die ruſſiſche erung einen denohne Annektionen und Entſchädigungen anbot, en der

konzler als eine diskutable Verhandlungsgrundlage bezeich
nete, wurde uns verboten. einen Aufruf zu Verſamm-
lungen für dieſen Zweck zu veröffentlichen. Die Beſchwerde
wurde vom Obvermilitärbefehlshaber, den Kriegsminiſter von
Stein, mit der Begründung zurückgewieſen, daß das
Verbot nach den beſtehenden Zenſurbeſtimmungen „gerechtfer
tigt ſei. Ein Grund wurde nicht angegeben, ſo daß nicht ein
mal Nachprüfung möglich war, ob der Grund auch wirklich den
eſetzlichen Beſtimmungen entſpricht. Auch wiſſenſchaftliche
bhandlungen von Gelehrten, z. B. über Kohlenforſchung und

w W 38 Frnlgr unterdrückt.Kennzeichnen r die Zenſur ſei auch das Verhalten
über der Herausgabe einer neuen Neuen Zeit. Der
ſtand der rath Partei hat Kautsky und Wurm
wegen ihrer Anſchauungen aus der Redaktion der Neuen Zeit
entfernt und die Leitung ekf von Kantsky ſelbſt vor 88 Jah
ren begründeten 34 ft an Cunow übertragen, deſſen
politiſche und wirtſchaftl Anſchauungen ſich im ſchroffſten
Gegenſatz zu denen Kautskys befinden. Als nun Kautsky und

Burm eine Internationale Neue Zeit hergusgeben wollten und
einen Proſpekt beim Generalkommando in Kaſſel einreichten,
erteilte dieſes nicht die Genehmigung, weil „damit nicht einem
dringenden Bedürfnis der Allgemeinheit gedient wird. „Daß
ein ſolches Bedürfnis in dieſem Falle vorliegt, vermag das
ſtellvertretende Generalkommando nicht anzuerkennen, zumal
der wiſſenſchaftlichen rn der in Frage kommenden
Kreiſe durch das Weiterbeſtehen Nenen Zeit vollauf genügt
iſt.“ Gegen dieſe die Verhältniſſe gerade auf den Kopf ſtellende
Entſcheidung wurde Beſchwerde eingelegt, der Kriegsminiſter
ßält aber die Nichtgenehmigung aus den vom Generalkom-
mandvo ängefihrten Gründen für gerechtfertigt.

Haaſe ſchilderte dann das Verhalten der Zenſur zu den Be
richten über die ruſſiſchen Friedensverhandlungen. Der Reichs
kanzler v. Hertling hatte verſprochen, daß der Bevökkerung
nichts vorenthalten wird, was die ruſſiſche Preſſe dar

i htet. Jetzt aber meldet die Petersburger Telegraphen
gentur:

„Wolff Meldung über Friedensverhandlungen entſtellen
deren wahren Sinn. Kühlmann erklärt, deutſche Regierung
behalte ſich Streichung jeder Mitteilung vor, die Volksmaſſen
in Deutſchland erregen könnte.“

Vor einigen Tagen hat die Sozialdemokratiſche Partei in
Oeſterreich einen Aufruf an die Bevölkerung gerichtet, für
den annektionsloſen Frieden zu demonſtrieren. Dieſer Aufruf
erſchien in Oeſterreich, nachdem er hen worden
iſt, in Deutſchland iſt ſeine Veröffentlichung oder Be
ſprechung verboten.

Haaſe fragte, was nun geſcheben ſolle. Reſolutionen ſind
wertlos, auch Anträge wie der Heines, wenn nicht der Neichs-
tag alle ſeine Machtmittel verwendet, um ſeinen Beſchlüſſen
Nachdruck zu geben. Der Belagerungszuſtand müßte überall
aufgehoben werden, da er dem Geſetz widerſpricht. Zum Schutz
berechtigter mi)itäriſcher Jntereſſen, insbeſondere gegen Spio
nage, genügte das Geſetz von 1914 vollſtändig, das Belagerungs
zuſtandsgeſetz aber diene nur dazu, unbequeme politiſche An
ſchaprngen zu unterdrücken.

Abg. Erzberger ergänzte noch die Ausführungen Haaſes
und verlangte, daß ſofort vom Ausſchuß geprüft werde, ob der
Belagerungszuſtand auf geſetzlicher Grundlage bernhe. Die
Achtung vor den Geſetzen ſei in Deutſchland auf ein Minimum
geſunken, die ſei „nnr ein Mißbra

WMen werde eran. glaubt uns im Ausland nichts mehr, weil die Zen
ſur es unmöglich mache, die Angriffe auf die Mehrheit des
Reichstags und gegen die Friedensnote des Papſtes gebührend
3 widerlegen. Reſolutionen ſeien vam Reichstag genug ge

aßt in dieſem Kriege, ſetzt müſſe endlich etwas geſchehen.
Der Ausſchuß beſchloß, einen Unterausſchuß von 10 Mitglie-

de »ur Beratung des Antrages Heine einzuſetzen, der ſchleu
niaſt n. Reichstag ſeine Vorſchläge machen ſoll. Von der
Nnabbängigen Sozialdemokratiſchen Partei iſt Ha aſe Mit-
glied der Kommiſſion. Ferner wurde ein Unteranusſchuß einge
ſetzt zur Prüfung der Pavierbelieferung der verſchiedenen Zei
jungen durch die Reichspapierſtelle. Mitglied dieſes Aus-
ſchuſſes für die Unabhängige Partei iſt Abg. Vogtherr.
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Der Antrag Heine.
eſen wurde, will folgendes

ber den chaffen:Artikel 1. An preußiſchen Geſetzese be e e eeeehre“74' läſſig fur Pe
biete, die teilweſſe vom Feinde beſetzt ſind oder in die ein feind
cher et unmittelbar zu befürchten ſ.

r e e h h In Ter Kriegsguſtand
aufgeho

rtikel 2. Wo auf Grund des F 1 oder F 22 Abſ. 1 des
preußiſchen Geſetzes vom 9. Juni 1851 der Kriegszuſtand er
klärt iſt, iſt für die auf Grund desſelben zu treffenden Maß
regeln, ſoweit ſie ſich gegen die Rechte von Zivilperſonen auf
perſönliche Freiheit, Unverletzlichkeit der t des Sia
tums, der Freiheit in Wort und Schrift ſich zu äußern und ſi
in geſetzlicher Weiſe c verſammeln, richten, die obere Verwal
tungsbehörde zuſtändig.

rtikel 8. Gegen die von der oberen Verwaltungsbehörde
erlaſſenen Anordnungen kann jede davon betroffene Perſon
Beſchwerde erheben.

Artikel Zuſtand r über die Beſchwerde iſt der Re Heansſchut fur die Prüfung der Maßregeln

des Kriegszuſtandes.
Artikel 5. Der Reichsausſchuß beſteht aus einem Vor-

itzenden und 14 Beifitzern. Vorſitzender iſt der Stellvertreter
es Reichskanzlers. Die Beiſitzer werden zur Hälfte vom Bun

desrat, zur Hälfte vom Reichstag ernannt. Unter den vom
Bundesrat zu ernennenden Mitgliedern müſſen vier Mitglieder
des Reichsgerichts ſein.

Halle und Saalkreis.
Halle, den 22. Jannar 1918.

Die Eroberungspolitik der „Vaterlandspartei
wurde am Sonntag im Walhallatheater in einer von
der Halliſchen Ortsgruppe erneut einberufenen Paradeverſamm-
lung wieder als das „wahre Evangelium“ auspoſaunt, das dem
deutſchen Volke allein „Heil und Segen“ für ſeine Zukunft ver
bürge. Jn dieſer Werbeverſammlung für „vater
ländiſchen“ Gewaltfrieden es war die dritte ihrer Art in
Halle r man ſozuſagen „unter Ausſchluß der Oeffentlich
keit“. Man hatte ſeine guten Gründe dafür: denn die Schlappen,
die ſich die Vaterlandspartei in Frankfurt, Jena uſw.
geholt hatte, reizten nicht zu einer Wiederholung. Durch
dieſe dort erlittenen Abfuhren klug und vorſichtig geworden,
W man ſich in Halle von vornherein den „ſicheren Sieg“
adurch, daß man volitiſch Andersdenkende von der Veranſtal-

tung kurzweg ausſchloß; nur „Mitglieder der Vaterlandspartei“
oder ſolche, die es werden wollten und dafür gleich ihren Obolus
am Saaleingange abladen mußten, wurden zu der Parade zu
gelaſſen. Unter dieſen „erſchwerenden Umſtänden“ verzichteten
wir darauf, der Vorſtellung beizuwohnen.

Darf man indes den Berichten der bürgerlichen Preſſe, an die
wir uns halten müſſen, glauben, ſo ſoll die Zahl der Schau
luſtigen wieder erheblich geweſen ſein, was nicht eben für eine
beſondere Intelligenz des Halliſchen Bürgertums ſpricht.
Aber freilich, die Vaterlandspartei bietet ja auch etwas fürs
Geld; ſie läßt nicht nur wortgewaltige Redner auftreten, ſie
wartet auch mit Konzertmuſik auf, und dann wird immer ſo
ſchön und feierlich „Deutſchland, Deutſchland über alles ge
ſfungen“, Aber diesmal konnte man allein ſchon in dem
Hauptredner der Veranſtaltung Einleitungs und Schlußrede
beſorgte wieder Oberbürgermeiſter Dr. Rive in dem Land-
tagsabgeordneten und ehemaligen Pfarrer Traub mit einem
außerordentlichen Zugſtück glänzen. Denn Herr Traub iſt bekanntlich durch ſeine ſate hatte itiſche Wandl äbigkeit
die aus dem früheren Nationalſoz len und

ſinnung gemaßregelten evangeliſchen Pfarrer einen der
wütendſten alldeutſchen Eroberungspolitiker machte zu einer
politiſchen Tagesberühmtheit geworden. Derſelbe Mann, der
ſich früher jahrelang als großer Ethiker gab und ſich im
Schweiße ſeines Angeſichts in ſeinen feindurchdachten Sonn
tagsbeiträgen in der Hilfe um die „ethiſche Erziehung des
Menſchengeſchlechts“ mühte, iſt heute in ſeinem Veredelungs-
prozeß ſo weit fortgeſchritten, daß er auf die vom Berliner
Lokalanzeiger an ihn gerichtete Frage: „Was erwarten
Sie von Breſt-Litowſk?“ antworten konnte:

„Jch erhoffe einen Sonderfrieden und befürchte die
Verwicklung in einen allgemeinen Frieden. Rett
kann uns nur der Feind, wenn er das Angebot ablehnt.“

Dieſe Antwort offenbart echt alldeutſches Gemüt und ſteht
auf der gleichen Höhe mit dem Anfang der Wochenſchau der

weg und rückte ein wenig, wenn er ſie berühren wollte nach „Atje, Herr Sonnenwirt,“ antwortete der Alte, indem er ſich
und nach aber ließ ſie ſich wieder vegütigen.

„Das wär' mir eine neue Erziehung,“ nahm die Sonnen-
wirtin nach der Tadlerin das Wort, „wenn des Menſchen Eigen
ſinn Bottes Will' heißen müßt'. Des Teufels Will, ja, das iſt
recht geſagt.“ Sie ſah v im Kreiſe um und begegnete,
wenigſtens bei den weiblichen Mitgliedern desſelben, lauter bei
fälligen Geſichtern.

„Herr Sonnenwirt!“ begann ein alter Fuhrmann, der beinahe
unbeachtet in der Ecke am anderen Fenſter ſaß und dem Ge-
ſpräche ſehr aufmerkſam zugehört hatte: „Laſſfet ein Wort mit
Euch reden und gebet Eurem Sohn das Mädle, daß das Geſchrei
unter den Leuten einmal aufhört. Bei Kannſtatt drunten hab'
ich einen ähnlichen Fall erlebt. Da hat auch ein Wirtsſohn
eine arme Taglöhnerstochter geheiratet und die ganz' Verwandt-
ſchaft iſt dagegen geweſen, aber er hat's durchgeſetzt, warum?
Weil er Herr im Haus geweſen iſt nach ſeines Vaters Tod. Es
iſt aber ganz gut geraten. Anfangs, freilich, hat man auch dem
Teufel ein Bein brechen müſſen, denn die jung' Frau bat ein
wenig hochmüttg ſein wollen auf ihr fein's Geſicht und ihren
neuen Stand, und hat dabei natürlich von der Wirtſchaft nichts
verſtanden und der Schwieger nicht folgen wollen; aber der
Mann i geſcheit geweſen und hat zu ſeiner Mutter gehalten
und ſein Weib links und rechts hinter die Ohren geſchlagen, bis
ſie pariert hat. Jetzt geht's, und die Einkehr bei der ſchönen
Wirtin iſt groß, und die Mutter, die früher am ärgſten gegen
die Heirat geweſen iſt, ja, die trägt jetzt ihre Tochter ſchier auf
den Händen.“

„Das paßt wie eine Fauſt apf ein Ang',“ lachte die Sonnen
wirtin. „Freilich, wenn ein er tot iſt, da kann ihm ſein
Sohn ſein' Sach' und ſeinen Namen verſchimpfieren, und nie
mand fragt danach. Aber ſo mg der Vater am Leben iſt, wird
er doch auch noch dreinreden dürfen, wenn ihm der Sohn
Schimpf und Schand' ins Haus bringen will.

„Herr Sonnenwirt!“ ſagte der hartnäckige Fuhrmann, ohne
die Einrede der Frau zu beachten, „Jhr müſſet ja doch einmal
abfahren, und dann kutſchiert Euer Sohn. Wollet Fhr ihm
auf dem VBocd ſitzen bleiben und ihn ſein Leben lang ſpazieren
führen Das geht ja doch nicht an, drum gebet nach, ſo lang
noch Zeit iſt und eb's zum äußerſten kommt. Denn ich kenn'
euch beide: 's hat jeder von euch ein Sperrholz im G'nick.

„Recht ſo!“ ſagte Fpmenwirtin, „alſo ſoll der Sohn dem
Vater das G'nick brechen l“

Der Sonnenwrrt, der eine Weile etwas unſchlüſſig drein-
geſchaut hatte, fuhr auf. Vom Sterben hörte er gar nicht gern
reden eine Rüge war auch nicht nach ſeinem Geſchmack, und der
etwas herbe Ton des alten Mannes, den er zwar ſeit vielen

ahren kannte, reizte ihn ſo, daß es nur einer kleinen Nach
ilfe von ſeiner Frau bedurfte, um ihn in Harniſch zu jagen.

„Jch brauch' das Geſchwätz nicht,“ ſagt er kurz angebunden,
fehlen zu laſſen. Hier l

mit gemeſſener Eile erhob und der Tür zuging, „'s gibt noch
mehr Wirtshäuſer in Ebersbach.“

„Mein'twegen!“ rief der Sonnenwirt.
Der Alte ging hinaus, nachdem er der Geſellſchaft „Adje

beiſammen!“ zugerufen hatte. Draußen traf er auf Friedrich,
der die Treppe langſam und nachdenklich heraufkam. „Frieder,

legte ihm die Hand auf die Schultev,
wir kennen einander ſchon lang', ich hab' dich oft rum-

„Wir
Jch

wie ein Vater.“
„Botenjakobl“ ſtammelte Friedrich betreten und zögernd,

„das iſt ein Wort, das alles Dankes wert iſt aber Jhr werdet
mir's genaß nicht verargen, wenn ich ſag': es will überkegt ſein.
Was ſollt' denn aus meiner Chriſtine werden

„Mein Fuhrweſen,“ ſagte der Alte, „trägt dich und mich, aber
ein Haus voll Kinder trägt's nicht mehr, ſeit die Straß durch's
Remstal verbeſſert iſt, und du fannſt mir nicht zumuten, daß
ich in meinem Alter noch Hunger leiden ſoll.

„Wie könnt ich mein Fragen ſo auslegen?“ unterbrach ihn
Friedrich tief verletzt. „Haltet Jhr mich im Ernſt für ſo un
dankbar und unverſchämt

„Nein, nein!“ verſetzte der Alte mit er Stimme.
„Mutßt nicht gleich ſo auffahren, wie dein Vater. Man red'f
ja nur. Deine Chriſtine wirſt freilich nicht mitnehmen können,
aber wenn ich einmal ſterb, ſo ſitz ſt in meinem ganzen Brot
und kannſt ſie holen. Sag' dir's ſelber, ob du hier auch nur ſo
viel vorausſehen kannſt.

Friedrich hielt ſeine Flaſchen krampfhaft feſt. Es arbeitete
mächtig in ihm. Der Vorſchlag, das erkannte er wohl, war
ein rettender Ausweg, aber er wurde ſo plötzlich und unvor-
bereitet damit überraſcht, daß ſein ſonſt ſchneller Geiſt wie ge
lähmt war. Wohl hatte er mit leichter Zunge von Verzicht auf
ſeines Vaters Haus und Erbe geſprochen, aber jetzt, wo dieWirklichkeit ihn auf die Probe ſtellte ſchien ihm der Schritt

doch ziemlich ſchwer. z Fortſetzung folgt.



d ſchen Zeitung vom 5*. Janwer, in dem es gleich gemütstief

„Jn, die bange Nacht, der erſten Neujahrswoche, einer
der volitiſch ſorgen- und vielleicht auch ſchickſalsſchwerſten aller
l rigen Kriegswochen, iſt am Schluß ein Lichtſchim-
mer gefallen: der Lichtſchimmer des Breſt-

Zwiſchenfalles der Unterbrechung
nsverhandlungen.“
alſo, daß ſich dieſer Gemütsmenſch von einem

itowſkern
der Friede

u5 wunde l
chriſtlichen er r als Hauptzugſtück der Veranſtaltung auch
in Halle überaus bewährte. Seine Rede wie ſeine Kriegszielorderungen waren ſeiner chriſtlichen Gemütsart entſprechend.
iſeber den Grad der militäriſchen Sicherungen“ im Oſten ging

in allgemeinen Wendungen hinweg, und auch darüber, was
gien werden ſoll, ließ er ſeine Hörer im Ungewiſſen.

jen forderte er ganz klar und unzweideutig den „Beſitz
Langmys und Bries als eine Lebensnotwendigkeit für uns“.

Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker iſt dem
Kthiker Traub natürlich ein Greuel,

in unhaltbares Schlagwort, das die deutſche Demokratie im
Auguſt 1914 aus ihren Leitſätzen ſtrich, und das jetzt wieder
allenthalben auftaucht. Die ärgſte Phraſe aber bleibt die
ielgeſchmähte Machtvolitik“. Was uns Deutſche ſtark

macht hat, iſt die Macht. Und wenn wir nicht mächtig aus
in Kriege hervorgehen, dann ſtehen wir in zehn Jahren

n ne neuen Kriege, den wir nicht wieder gewinnen können.
Wir ſind jetzt rückenfrei; darum gilt es jetzt ganze Kraft
gegen Weſten. Wir ſtehen vor der letzten, der entſcheiden-
den Runde. U-Voote und Heer werden es ſchaffen!

Dann verſuchte der Redner ſeine gläubige Gemeinde vor
dem Verſtändigungsfrieden mit dem Hinweiſe auf die „ſchweren

m nach dem Kriege“ greulich zu machen; die „ſchweren
könnten nur durch Landeroberungen und
zentſchädigungen „gemildert werden! Daßnn dieſe alldentſchen Eroberun Zziele erreicht verde n
noch weitere Millione Mer ſchen in einem endloſen

verbluten müßten, das ſcheint eine ebenſo alldeutſche

bſtverſtändlichkeit zu ſein, wie das Antelegraphierenndenburg s und Ludendorffs; ohne das tut es die
dspartei nun einmal nicht. Alſo es ging ein Tele-dindenb urg und Ludendorff ab, in dem verſichert

Das deutſche Volk hegt zu Hindenburg und Ludendorff
Deutſchland zum endgültigen

Wir widerſprechen jedem Verſuche
s Vertrauen, daß ſie

Deutſ 545111134

Kriegs- und
ri 9Frieden für

lan Volkshelden von der Geſtaltung ſeines
densgeſchicks fernzuhalten. So wie ſie den

r wird er ein dentſcher, kraftvoller Frieden we rden
Der kraftvolle Frie den“ „wir“ hätten ihn ſicher ſchon in
d ſchen Eroberungs ztaſche, wenn er ſich mit Kraft-

r ten allder Fr. Heim rieger erſtreiten ließe! Wenn
übrigen die Va indspartei den Namen des „den tſe henrdig für ihr re uferloſen Eroberr nasziele miß r

wirkliche deutſcht das ſcharfe Zurü icktw eiſun J. Das
n ſeiner übergroßen Mehrheit bisher doh

n deutlich genug zu erkennen ſegel en, daß es nicht
iſt. ſich in den alldeutſchen Kriegsverlüngerungswagenzu laſſen. Seine Einſicht und die klare Vernunft

m im Gegenteil, daß die einzig ſichere Bürgſchaft gegen
der holung eines ſolchen furchtbaren Krieges nicht der

e Gewaltfrieden, r nur ein demokrati-
rerſtändigungsfrieden ſein kann!

Zwei Nillionen Jentner Rohzucker zurückgehalten.

Deutſche Feinkoſt teilt mit, daß die
zuckerſtelle zwei Millionen Zentner Rohzuder der letztenmvagne zurückgehalten hätte. Dabei würde der Zucker ſo

ringend gebraucht. Es ſei von der Verwaltung erklärt worden.
der Rohzucker könnte nicht raffiniert werden, da es an Kohlen
mangele. Hierzu bemerkt die Deutſche Feinkoſt:

Warum ſipd dieſe Zuckermengen Kicht im Sommer, wo der
See weniger erheblich war, raffiniert worden? Und
ſollte es wirklich ſetzt nicht möglich ſein, für ein ſo wichtiges
Nährmittel die Kohlen bereitzuſtellen? Nicht genug damit, es
wird bereits in Ausſicht genommen, daß die künftige Ernte an
Rühen nicht reſtlos auf Zucker verarbeitet wird. Es fehle an
Arbei skräften und an Kohle. Alſo das Kriegsernährungsamt
bemühte fich im Vorjahre, den Rübenvpreis von 1,80 auf 2,50 Mk.
zu erhöhen, um die Produktion zu fördern; nun aber ſollen die
Nühen teilweiſe verfüttert werden! Wir fragen, welche Jnter-eſſenten ſtecken hinter dieſen Plänen? Nun, das Beſtreben nach

Preiserhöhung findet verſtändnisvolles Eingehen. Schon fragt
man ſich wieder, ob nicht die Rübenpreiſe weiter erböht werden
follen, obwohl erſt gegenwärtig der Zuckerpreis im Kleinhandel
um 10 bis t5 Pf. das Pfund heraufgeſett wird. Bei einer Ernte
von ungefähr 9 590 000 Tonnen Rüben, für die in Friedens-
eiten pro Zentner 80 Pf. bis 1 Mk. gezahlt wurden, erzielen die

Rühenbauern bei dem gegenwärtigen Preis von 2,50 Mk. ein

n

o d J

vom 22. Januar bis 2. Februar.
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e r
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r r r
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Der Garantiert ſofortiges

Ferner Eiſen, Wolle, Neutuch, Sackzeug, Weißglas-

Nur NurReulstr. Theurine äckerman Reilſtr. z e e r

3. 23. der SehützeJ 23 auf Schröder, rengut Geſchäft der werten Einwohnerſchaft ſeit
Jahren. ofort koſtenlos abholen 3629Jn dieſe 10 Tagen werden an ar ertra kleine

Mehr von 285 Millionen Mark; ganz abgeſehen von der höheren

Verwertung der Schnitzel und Rübenblätter. Die Geſchäfts
abſchlüſſe der Zuckerfabriken ſind glänzend. Trotzdem berechnet
bei der Preisfeſtſetzung für Rohzucker die Reichszuckerſtelle den
Fabriken 1.80 Mk. pro Zentner mehr für Verarbeitung.

Die Rübenbanern und Zuckerfabriken erzielen glänzende Ge
winne, aber das Volk muß den Zucker ſehr teuer bezahlen und
wird außerdem noch ſehr knapp gehalten, obwohl der Zucker feh
ſende Nahrungsmittel erſetzen ſoll. Ob ſich die Reichszucker
ſtelle noch während des Krieges darauf beſinnen wird, daß ſie
dazu verpflichtet iſt, auch die Jntereſſen der Verbraucher wahr
zunehmen?

Das Gold der Reichsbank.
Aus bürgerlichen Kreiſen wird der Frkf. Volksſtimme ge

ſchrieben:
Jn den Blättern wird augenblicklich wieder eine ſtarke Pro-

paganda zur Ablieferung des Geldſchmuckes gemacht. Mit
Recht, denn alles verfügbare Gold gehört heute zur Stärkung
unſeres Goldſchatzes in die Reichsbank. Nun muß es aberdoch denjenigen. der ſeinen Goldſchmuck, darunter manch altes
Familienſtück, deſſen meiſt nur geringer Materialwert zu dem
oft großen Erinnerungswert kaum im Verhältnis ſteht, ge
treulich abgeliefert hat, eigenartig anmuten, wenn er r
Auslagen unſerer Juweliere betrachtet. Da limaſſiv goldene zigarettendoſen, Bleiſtifthalter, Löffel und ä n
liche Gebrauch gegenſtände“, vieltach ganz glatt, ohne jeden
künſtleriſchen Schmuck und ohne Verzierung mit Edelſteinen,ausgeſtellt, deren Wert faſt ausſchließlich im Material und
nur zum geringſten Teil in der Bearbeitung beſteht. (Daß die
Preiſe trotzdem klotzig ſind, iſt Sache der Goldarbeiter und der
Kaufenden und hat mit dieſer Erörterung nichts zu tun.)

Warum, ſo fragt ſich mancher angeſichts dieſer Schätze, habe
ich meine Andenken, die doch nur geringen Wert haben, ab-
gegehen, während jeder Kriegsgewinner in der Lage iſt, ſiche Goldſchmuck fo viel er will zu kaufen und hierdurch

dem llgemeinen Goldſchatz größere Werte für ſeine perſön
lichen Zwecke entzieht, als Hunderte von kleinen Leuten durchAblieferung ihrer Andenken Werte herbeiſchaffen können?

Warum wird das Gold nicht bei den Juwelieren
beſchlagnahmt, wenn die Reichsbank es zur Stärkung
gebraucht? warum nicht die Edelſteine und Perlen, deren Ab-
gabe ebenfalls immer wieder zwecks Ausfuhr nach dem neu
tralen Ausland zur Hebung unſerer Valuta eingefordert
wird? Man komme nicht mit der ewigen Redensart von der
Vernichtung einer blühenden Jnduſtrie uſw. Die Herren
Juweliere können eine Stillegung ihrer Betriebe jedenfalls
leichter ertragen, als ſo mancher kleine Kaufmann, deſſen
ganze Exiſtenz vernichtet iſt. Und dabei bekämen ſie ihr Lager
8 noch gut bezahlt. Und wenn es den Kriegsgewinnern, durch
S un des unerlaubten Handels mit Juwelen unter. Strafe,als ann unmöglich gemacht wird, ihre Gewinne durch der-
artige unkontrollierbare Käufe zu verſtecken, ſo kann das der

Mehrheit des deutſchen Volkes nur echt ſein. Warum alſo
geſchieht nach dieſer Richtung nichts

Die Zuſammenlegung der Schuhgeſchäfte iſt für die nächſte

Dazu wird geſchrieben: Die ge-
hlante Buſammenlegung von Schuhgeſchäften wird aus den
Hreiſen des Schuhhandels zu hintertreiben geſucht. Man be-
hauptet, die durch die Zuſammenlegung erreichbäre Erſvarnis
an Arbeitskräften, Licht und Heizung wäre ſo gering, daß ſie
gegenüber den großen Schäden, die der Schuhhandel durch eine
ſolche Maßnahme erlitte, nicht in Betracht käme. Dabei wird
aber ein wichtiger Umſtand überſehen, Bei der gegenwärtig
außerordentlich ſchwachen Velieferung der Schuhwarengeſchäfte
mit Waren fann der Känfer in den einzelnen Gefchäften nur
eine ſehr geringe Auswahl an. Größen und Arten vorfinden.
Er muß deshalb vielfach eine ganze Reihe von Geſchäften auf-
ſuchen, bis er ſeinen Bedarf decken kann. Da nun die Geſchäfte
immer nur mit großen Unterbrechungen Schuhwaren verkaufen
konnen, entſteht für den Käufer ein ſehr erheblicher Zeitverluſt.
Werden die vorhandenen Geſchäfte zuſammengelegt, dann iſt
das einzelne Lager weit rei her ausgeſtattet und der Eknkauf
für den Verbraucher weſentlich erleichtert. Hierin liegt ein
Haupigrund für die geplante Maßnahme, mit der ſich der
Schuhhanvbel wird abfinden müſſen, da ſie nur auf Grund ein-
gehender Erwägungen zum Beſchluß erhoben iſt.

Mahnung an das Tiſchzeugverbot. Das Tiſchzeugverbot
hat, ſo leſen wir in den Mitteilungen der Reichsbekleidungs-
ſtelle, noch immner nicht die Beachtung gefunden, die unbedingt
nötig iſt. Die Entſchuldigung einer irrtümlichen Auslegungder Beſtimmungen kann nicht mehr anerkannt werden. Die
Reichsbekleidungsſtelle hat Kunmehr die Gemeindeverbände auf-
gefordert, ihr bis 1. Februar d. J. alle Gaſthausbetriebe zu be-
nennen, die das Tiſchzeugverbot nicht beachten. Die Wäſche

Zeit in Aus ſicht genommen.
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beſtände dieſer Betriebe werden ſofort en teignet werden.
Den Gemeindverbänden wird dabei Gelegenheit zetern wer
den, entei vWeätm Beſtände im Falle beſonders dringenden
Bedarfs für ärmere Bevölkerung zu erwerben.

ehärge nerſatz. Für Briefe mit Nachnahme von Poſt-
ſcheckkunden ſind bekanntlich beſondere blane Nachnahme-Zahl-
karten mit Klebeleiſte vorgeſchrieben. Mit Rückſicht auf die
Papierknappheit hat das Reichspoſtamt jetzt zugelaſſen, daß da-
für auch die hellrotbraunen Zahlkarten ver oendet werden, die
den Nachnahmekarten anhängen. Die Poſtſcheckämter geben
dieſe Zahlkarten ohne die Nachnahmekarten zu 5 Pf. für fünf
Stück ab. Die Zahlkarten ſind vom Abſender durch kreuzweiſes
Umſchnüren an der Sendung zu befeſtigen.

Ein Merkblatt über den Poſtſcheckverkehr und einen Vordruck
e Antrag auf Eröffnung eines Poſtſcheckkontos werden die

riefträger in den nächſten Tagen von neuem verteilen. Allendenen, pfe dem Poſtſcheckverkehr noch fernſtehen, bietet ſich hier-

l bequeme Gelegenheit, ſich ein Poſtſcheckkonto eröffnen
zu laſſen.

Schulgeldbeihilfen. Der Garniſon-Schulausſchuß
gibt bekannt, daß die Beihilfen für die Schüler und Schülerin-
nen der Frankeſchen Stiftungen und Königſt. höherenPrivat Madchenſchule in der Zeit vom 23. bis 31. genug ause rerden. (Artilleriekaſerne, Stabe getan Zimmer

r.

Jm Stadttheater wird heute, Dienstag, das Schauſpiel Ein
Volksfeind von Jbſen zum erſtenmal wiederholt. Mittwoch
gelangt die Oper Suſannens Geheimnis zur Aufführung. Vor-
her Goethes Geſchwiſter, zum Schluß Tanzbilder. Donnerstag
geht Doktor und Apotheker in Szene, Freitag Nathan der Weiſe,
Sonnabend die verkaufte Braut. Sonntag nachmittag wird als
Volksvorſtellung Prinz Friedrich von Homhurg gegeben. Das
Weihnachtsmärchen Aſchenbrödel iſt für Mittwoch und Sonn
abend nachmittags 34 Uhr angeſetzt.

Zwei tödliche Unglücksfälle ereigneten ſich auf dem Halli-
ſchen Güterbahnhofe. Beim Rangieren wurden der Rangierer
K. und die Bahnarbeiterin Anna Heiling ſo ſchwer verletzt.
daß ſie bald darauf ſtarben.

Ammendorf. ueberſchwemmung im Elſtertale.
Saale und Elſter führen ſeit einigen Tagen Hochwaſſer, das
eine Ueberſchwemmung des Auengeländes zur Folge hatt. Die
Aue zwiſchen Ammendorf und Planenag gleicht einem See und
gewährt einen eigenartigen Anblick. Das Waſſer iſt noch im
Steigen begriffen. Hält das Hochwaſſer noch einige Tage an,
ſo muß mit dem Verluſt der Winterſaagt (7?) gerechnet
werden. Auch iſt bereits viel Wild umgekommen.

Allerlei.
„Wer ſoll denn Revolution machen

In der bürgerlichen Preſſe erzählt ein Wiener Mitarbeiter
über den Verkehr Lenins und Trotzkis in den Wiener
Kaffechäuſern. Während ihres Exils hätten dieſe Ruſſen
tüchtig ſtudiert und abends am Kaffeehaustiſch „Revolutions-
pläne geſchmiedet“. Aber man habe ſie ausgelacht die
„ſchwärmeriſchen Kaffeehaus-Revolutionäre“. Auch amtliche
Stellen hätten über ſie geſpottet. Und dann wird erzählt:
Eines Tages, ſchon während der Kriegszeit, ſaßen in einem
Ken ſtattlichen Wiener Gebäude um einen grünbezogenen

iſch, keinen Kaffeehaustiſch, nein, völlig im Gegenteil,
einige feierliche und weiſe und würdige Herren (der Regie-
rung?) ſehr wichtig und bedeutungsvoll herum und erörterten
die Kriegslage und überhaupt die Schickſale der Völker
von Oeſterreich. Es war irgendeine geheime Nachricht
eingelangt, daß ſich in Rußland eine Revolution vorbe-
reite, und gen dieſe wichtige Nachricht, deren Jnhalt der Ver-
lauf des Krieges beeinfluſſen konnte, beſprachen die würdigen
und weiſen Herren an dem grün überzogenen Amts-Tiſch.

Aber einer von ihnen, vortrefflich informiert, ſtand auf und
widerlegte in einer großen Rede dieſes Gerücht über Rußland.

Er ſagte: „Täuſchen wir uns nicht, es wird in Rußlandkeine Revolution geben! Wer ſoll denn in Rußland die
Revolution machen, vielleicht der Herr Trotzki aus dem Café
Zeutral?“

Da ſahen alle ein, daß das nicht möglich ſei. Der Redner
wurde beglückwünſcht.Ein biſſiges Heiratsgeſuch. Ein Heiratsgeſuch, das aus dem

gewöhnlichen Rahmen derartiger Anzeigen ziemlich herausfällt,
findet ſich im Main-Nidda-Voten. Es lautet wörtlich: „Jch
bin 5 Jahre mit meinem Männ Heinrich Stein verheiratet, lebein gli iclichſter Ehe und laſſe mir von der Eliſabeth Kohler,
Rödelbeimer Landſtraße 145, mein Glück nicht zerſtören. Da
ſie andauernd meinen Mann beläſtigt, ihn zwingen will, ſich
von mir ſcheiden zu laſſen, um ſie zu heiraten, bitte ich einen
heiratsluſtigen Herrn, ſich zu melden, an Stelle meines Mannes,
damit die endlich unter die Haube kommt. Frau H. Stein und
vier Kinder.“

Soziaſdemokratischer Verein ßerga.

Nachruf.
Schon wieder erhielten wir die traurige Nachricht, daß

der brave Genoſſe

Hermann Karthäuver
dem gräßlichen Völkermorden zum Opfer gefallen iſt.

Wir werden ſein Andenken ſtets in Ehren halten!

*1924 Der Vorſtand.

Zurückgekehrt vom Grabe unſeres lieben Entſchlafenen,
ſagen wir allen herzlichſten Dank, welche ſeinen Sarg ſo
reich mit Blumen und Kränzen ſchmückten.

Insbeſondere herzlichſten Dank Herrn Paſtor Saſſe
für ſeine troſtreichen Worte am Grabe. Auch herzlichſten

Dank Herrn Mnſikdirektor Rauwallt für die ſchöne Muſik.

Möge Gott es ihnen vergelten
Langenbogen, 20. Januar 1918.

Karoline Ringlehb
nebſt Angehörigen.

Tretet ſtill zu meinem Grabe,
Stört mich nicht in meiner Ruh!

Denkt was ich gelitten habe,
Gönnt mir nun die ewige Ruh! *1922
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